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 103-S

Änderung der Redaktionsrichtlinien

Bekanntmachung 
der Bayerischen Staatsregierung

vom 9. Dezember 2008 
Az.: B II 2-160-10-45

I.

Die Richtlinien für die Redaktion von Vorschriften (Redak-
tionsrichtlinien – RedR) vom 6. August 2002 (Beilage zu 
StAnz Nr. 35, AllMBl S. 595), zuletzt geändert durch 
 Bekanntmachung vom 11. November 2003 (StAnz Nr. 46, 
AllMBl S. 867), werden wie folgt geändert:

1. Nr. 2.2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Wort „Justiz“ werden die Worte „und für 
Verbraucherschutz“ eingefügt. 

b) Die Worte „Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz“ werden durch die Worte „Umwelt und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

c) Vor dem Wort „Landwirtschaft“ wird das Wort „Er-
nährung,“ eingefügt. 

2. Es wird folgende Nr. 3.4 eingefügt: 

„3.4 Dient die Rechtsvorschrift der Umsetzung einer 
Richtlinie der Europäischen Gemeinschaften, 
wird hierauf durch eine Fußnote (Nr. 6.5 Satz 
2) zur Überschrift hingewiesen, sofern nicht 
ausnahmsweise die Überschrift die Richtlinie 
 benennt oder der Hinweis im Regelungstext ein-
zelner Vorschriften enthalten ist (Handbuch der 
Rechtsförmlichkeit, hrsg. vom BMJ, 3. Aufl . 2008, 
RdNrn. 308 ff.; im Internet abrufbar unter http://
www.bmj.de/rechtsfoermlichkeit/inhalt/tb_index.
htm).“ 

3. Der Nr. 11.1 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Für Zitate von Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaften und der Europäischen Union gelten die 
Hinweise im Handbuch der Rechtsförmlichkeit (3. Aufl . 
2008, RdNrn. 273 ff.); für die Abkürzung des Amtsblatts 
der Europäischen Gemeinschaften bzw. des Amtsblatts 
der Europäischen Union gilt Nr. 1.3 der Anlage 1.“

4. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 1.3 erhält folgende Fassung:

 „1.3 Europäische Union

ABl L bzw. C Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften bzw. der Europäi-
schen Union der Reihe L bzw. C“

b) Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte 

„StMUGV (UGVM) Bayerisches Staatsminis-
terium für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbrau-
cherschutz“ 

werden durch die Worte

„StMUG    (UGM) Bayerisches 
Staatsministerium für 
Umwelt und Ge sundheit“ 

ersetzt.

bb) Die Worte 

„StMJ        (JM) Bayerisches Staatsminis-
terium der Justiz“ 

werden durch die Worte

„StMJV     (JM) Bayerisches Staatsminis-
terium der Justiz und für 
Verbraucherschutz“

ersetzt. 

cc) Die Worte 

„StMLF     (LM) Bayerisches Staatsminis-
terium für Landwirtschaft 
und Forsten“

werden durch die Worte 

„StMELF  (LM) Bayerisches Staatsminis-
terium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Fors-
ten“ 

ersetzt.

5. In Anlage 2 Nr. 2.12 werden die Worte „Gesundheit, 
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„Umwelt und Gesundheit“ und die Worte „Oberfi nanz-
direktion München“ durch die Worte „Bayerisches Lan-
desamt für Steuern“ ersetzt.

II.

1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 30. Oktober 
2008 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 treten Abschnitt I 
Nrn. 2 bis 4 Buchst. a am 1. Januar 2009 in Kraft.

Der Bayerische Ministerpräsident
Horst Seehofer

 Amtliche Veröffentlichungen
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1102-S

Erlass des Bayerischen Ministerpräsidenten
über die Stellvertretung der Mitglieder 

der Staatsregierung 

gemäß § 15 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
der Bayerischen Staatsregierung

Vom 25. November 2008

Gemäß § 15 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Bayerischen 
Staatsregierung (StRGeschO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. November 2006 (GVBl S. 825, BayRS 
1102-2-1-S) bestimme ich für den Fall, dass die Mitglieder 
der Staatsregierung eines Geschäftsbereichs verhindert 
sind, Folgendes:

1. Es vertritt

den Staatsminister des Innern

die Staatsministerin der Justiz und für Verbraucher-
schutz,

die Staatsministerin der Justiz und für Verbraucher-
schutz

der Staatsminister des Innern,

den Staatsminister für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst

der Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie,

den Staatsminister für Unterricht und Kultus

der Staatsminister der Finanzen,

den Staatsminister der Finanzen

der Staatsminister für Unterricht und Kultus,

den Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie

der Staatsminister für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst,

den Staatsminister für Umwelt und Gesundheit

der Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten,

den Staatsminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten

die Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen,

die Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung, 
 Familie und Frauen

der Staatsminister für Umwelt und Gesundheit,

den Leiter der Staatskanzlei

die Staatsministerin für Bundes- und Europaange-
legenheiten,

die Staatsministerin für Bundes- und Europaangele-
genheiten

der Leiter der Staatskanzlei.

 In Angelegenheiten des Richterwahlausschusses für die 
obersten Gerichtshöfe des Bundes werden die Mitglie-
der der Staatsregierung durch die Staatsministerin der 
Justiz und für Verbraucherschutz vertreten.

2. In besonderen oder unaufschiebbaren Fällen kann der 
Ministerpräsident die Vertretung eines Mitglieds der 
Staatsregierung nach Nr. 1 übernehmen.

3. Bei Dienstgeschäften in Berlin und Brüssel können die 
Mitglieder der Staatsregierung auch durch die Staats-
ministerin für Bundes- und Europaangelegenheiten 
vertreten werden.

Der Bayerische Ministerpräsident
Horst Seehofer
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 6320-F

Vorläufi ge Haushalts- und Wirtschaftsführung
des Freistaates Bayern für das Haushaltsjahr 2009

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen 

vom 18. Dezember 2008 
Az.: 11 - H 1200 - 010 - 46 568/08

Auf Grund des Art. 5 Abs. 2 der Haushaltsordnung des 
Freistaates Bayern vom 8. Dezember 1971 (BayHO - BayRS 
630-1-F), zuletzt geändert durch § 2 des Nachtragshaus-
haltsgesetzes 2008 vom 23. April 2008 (GVBl S. 139),  erlässt 
das Staatsministerium der Finanzen nach Anhörung des 
Obersten Rechnungshofs für die vorläufi ge Haushalts- und 
Wirtschaftsführung im Haushaltsjahr 2009 nach Art. 78 
Abs. 4 der Verfassung des Freistaates Bayern die nachste-
hende Bekanntmachung.

1. Weitergeltende Bestimmungen des Haushaltsgeset-
zes 2007/2008

Gemäß Art. 20 Abs. 3 Satz 1 des Haushaltsgesetzes 
2007/2008 vom 22. Dezember 2006 (GVBl S. 1056) 
gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes einschließ-
lich der Durchführungsbestimmungen dazu (Anlage 
DBestHG 2007/2008) „bis zur Verkündung des Haus-
haltsgesetzes des folgenden Haushaltsjahres“ (= Haus-
haltsgesetz 2009/2010) weiter; sie sind deshalb in der 
Fassung des 2. Nachtragshaushaltsgesetzes 2008 vom 
17. Dezember 2008 (GVBl S. 958) nach Maßgabe der 
nachfolgenden Ausführungen weiterhin anzuwen-
den. 

2. Grundlage der vorläufi gen Haushaltsführung 2009

2.1 Allgemeines

Im Rahmen der vorläufi gen Haushalts- und Wirt-
schaftsführung dürfen Ausgaben im Grundsatz nur 
geleistet werden,

a. um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhal-
ten (Aufrechterhaltung des Betriebs) und gesetzlich 
beschlossene Maßnahmen durchzuführen, 

b. um die rechtlich begründeten Verpfl ichtungen des 
Landes zu erfüllen, 

c. um Baumaßnahmen, Beschaffungen und sonstige 
Leistungen fortzusetzen oder Beihilfen für diese 
Zwecke weiter zu gewähren, für die durch den 
Haushaltsplan des Vorjahres bereits Beträge be-
willigt worden sind.

Ausnahmen hiervon sind mit Einwilligung des Staats-
ministeriums der Finanzen nur unter den Vorausset-
zungen des Art. 37 Abs. 1 BayHO (unvorhergesehenes 
und unabweisbares Bedürfnis) zulässig.

2.2 Höhe der verfügbaren Ausgabemittel

Grundlage für die vorläufi ge Haushalts- und Wirt-
schaftsführung bis zur Verkündung des Haushaltsge-
setzes 2009/2010 sind unter den Voraussetzungen der 
Nr. 2.1 Satz 1 bis zu 75 vom Hundert der Ausgabebe-
willigungen des Haushaltsplans 2008 in der Fassung 
des 2. Nachtragshaushaltsplans 2008. Im Rahmen der 
dezentralen Budgetverantwortung nach Nr. 12 DBest-

 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

HG 2007/2008 sind Bewirtschaftungsgrundlage bis 
zu 75 vom Hundert der Ausgabebewilligungen des 
maßgeblichen Budgets. 

Sind die im Entwurf des Haushaltsplans 2009 vorge-
sehenen Ausgabeansätze niedriger als die des Haus-
haltsplans 2008 in der Fassung des 2. Nachtragshaus-
haltsplans 2008, so sind die niedrigeren Ansätze als 
Bewirtschaftungsgrundlage maßgebend; Verfügungs-
rahmen ist dann bis zu 75 vom Hundert daraus. 

Zur Berücksichtigung der Haushaltssperre vgl. Nr. 5.

2.3 Zweckgebundene Einnahmen

Ausgaben, denen ausschließlich zweckgebundene 
Einnahmen Dritter zugrunde liegen, dürfen bis zur 
Höhe der tatsächlich eingegangenen Einnahmen ge-
leistet werden.

2.4 Haushaltsvermerke und verbindliche Erläuterungen

Im Haushaltsplan 2008 in der Fassung des 2. Nach-
tragshaushaltsplans 2008 ausgebrachte Haushalts-
vermerke (z.B. Deckungs-, Verstärkungs-, Kopplungs-
vermerke) oder verbindliche Erläuterungen gelten fort, 
sofern bzw. soweit sie nicht nach dem Entwurf des 
Haushaltsplans 2009 wegfallen oder eingeschränkt 
werden sollen. Ausgebrachte Sperrvermerke sind 
 weiterhin zu beachten; für die Aufhebung der Sperre 
ist Art. 36 BayHO maßgebend.

2.5 Staatsbetriebe

Die Nrn. 2.1 und 2.4 gelten sinngemäß für die Wirt-
schaftspläne von Staatsbetrieben gemäß Art. 26 Abs. 
1 BayHO.

3. Weggefallene Ausgabeansätze

Für die Zwecke, die nach dem Entwurf des Haus-
haltsplans 2009 wegfallen sollen, dürfen Ausgaben 
nur noch aus übertragenen Ausgaberesten geleistet 
werden; Art. 45 Abs. 3 BayHO ist dabei zu beachten.

4. Neue Ausgabeansätze

4.1 Erstmals in 2009 veranschlagte Ausgabeansätze

Ausgabeansätze, die erstmals in den Entwurf des 
Haushaltsplans 2009 eingestellt worden sind, dürfen 
grundsätzlich erst nach Verkündung des Haushaltsge-
setzes 2009/2010 in Anspruch genommen werden. Dies 
gilt insbesondere für die Sonderprogramme „Bayern 
2020 plus“ und „Nord- und Ost-Bayern-Programm“ 
sowie die Kostenverrechnung der Rechenzentren mit 
der Staatskanzlei und den Ressorts (Verrechnungs-
konzept).

Nr. 2.1 Satz 2 gilt entsprechend.

4.2 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten – Gruppe 
701

In den Erläuterungen zu Titel 701 .. (Kleine Neu-, Um- 
und Erweiterungsbauten) neu aufgeführte Maßnah-
men – das sind solche mit Gesamtausgaben von unter 
1.000.000 € – werden zur Verstetigung der Bauaus-
gaben nicht als neue Ausgabeansätze behandelt. Über 
die Mittel des Titels 701 .. darf damit entsprechend der 
vorstehenden Nr. 2.2 verfügt werden.
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5. Berücksichtigung der Haushaltssperre

Bei der Haushaltsbewirtschaftung und Verteilung 
der Ausgabemittel an die nachgeordneten Dienststel-
len haben die obersten Staatsbehörden die von der 
Staatsregierung gemäß Art. 4 Abs. 1 des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 2009/2010 beschlossenen Sperre-
maßnahmen sinngemäß zu beachten; d.h. von dem 
allgemeinen Verfügungsrahmen nach Nr. 2.2 ist – so-
weit einschlägig – die Haushaltssperre abzusetzen. 
Die Haushaltssperre muss auch 2009 strikt vollzogen 
werden.

6. Bewirtschaftungsmaßnahmen

Für die vorläufi ge Haushalts- und Wirtschaftsführung 
2009 gelten weiterhin die mit den Haushaltsvollzugs-
richtlinien 2007/2008 – HvR 2007/2008 – vom 18. 
 Dezember 2006 (FMBl 2007 S. 123, StAnz 2007 Nr. 2) 
und dem hierzu ergangenen nicht veröffentlichen 
FMS vom 17. Oktober 2008 (Az. 11 - H 1200 – 006 – 
39 030/08; Übertragung der Anordnungsbefugnis für 
Zuführungen an den Versorgungsfonds) getroffenen 
Bewirtschaftungsmaßnahmen.

Soweit in Förderrichtlinien Höchstsätze festgelegt 
sind, dürfen sie nicht als Regelrichtsätze behandelt 
und nur im Rahmen des pfl ichtgemäßen Ermessens 
ausgeschöpft werden.

7. Verpfl ichtungsermächtigungen

Nicht in Anspruch genommene Verpfl ichtungsermäch-
tigungen des Haushaltsplans 2008 in der Fassung des 
2. Nachtragshaushaltsplans 2008 gelten nach Art. 45 
Abs. 1 Satz 2 BayHO bis zur Verkündung des Haus-
haltsgesetzes 2009/2010 weiter.

Für Investitionen (Hauptgruppen 7 und 8) können ab-
weichend von Abs. 1 unter den Voraussetzungen der 
Nr. 2.1 Satz 1 bis zu 75 vom Hundert der hierfür im 
Haushaltsplan 2008 in der Fassung des 2. Nachtrags-
haushaltsplans 2008 veranschlagten Verpfl ichtungser-
mächtigungen in Anspruch genommen werden. Sind 
die im Entwurf des Haushaltsplans 2009 vorgesehenen 
Verpfl ichtungsermächtigungen niedriger, so sind die 
niedrigeren Ansätze als Bewirtschaftungsgrundlage 
maßgebend; Verfügungsrahmen ist dann bis zu 75 vom 
Hundert daraus. Übersteigen die nicht in Anspruch ge-
nommenen Verpfl ichtungen nach Abs. 1 im Einzelfall 
den sich nach Abs. 2 Sätze 1 und 2 ergebenden Betrag, 
richtet sich die Bewirtschaftung nach Abs. 1. 

Verpfl ichtungsermächtigungen, die erstmals in den 
Entwurf des Haushaltsplans 2009 eingestellt worden 
sind, dürfen grundsätzlich erst nach Verkündung des 
Haushaltsgesetzes 2009/2010 in Anspruch genommen 
werden. 

Das Staatsministerium der Finanzen kann in beson-
deren Fällen Ausnahmen zulassen.

8. Personalbereich, Stellenplan

Für die Bewirtschaftung von Planstellen und anderen 
Stellen gilt der Stellenplan 2008 mit folgenden Maß-
gaben weiter:

8.1 Gemäß Art. 6 Abs. 1 Haushaltsgesetz gebundene Stel-
len – Personalsoll A

Die im Haushaltsentwurf 2009/2010 vorgesehenen 
neuen Stellen und Stellenhebungen dürfen erst nach 
Verkündung des Haushaltsgesetzes 2009/2010 be-
setzt werden. Dies gilt nicht für im Haushaltsentwurf 
2009/2010 erstmals etatisierte Stellen, die bereits 
im Haushaltsvollzug ausgebracht oder im Nach-
tragshaushalt 2008 geschaffen wurden. Art. 6 Abs. 2 
Satz 1 Halbsatz 1 und Art. 6 Abs. 9 des Entwurfs des 
 Haushaltsgesetzes 2009/2010 bleiben unberührt. 
Entsprechendes gilt für Stellenumwandlungen und 
Stellen umsetzungen (letztere nur, soweit nicht gemäß 
Art. 50 Abs. 1 BayHO und Art. 6 Abs. 4 Haushalts-
gesetz bereits im Haushaltsvollzug erfolgt).

8.2 Gemäß Art. 6 Abs. 1 Haushaltsgesetz ungebundene 
Stellen – Personalsoll B

Für die gemäß Art. 6 Abs. 1 Haushaltsgesetz ungebun-
denen Stellen (Personalsoll B) gelten die Nrn. 1 bis 6 
entsprechend.

8.3 Beachtung der haushaltsgesetzlichen Regelungen

Folgende im Entwurf des Haushaltsgesetzes 2009/2010 
enthaltene Regelungen sind bereits ab 1. Januar 2009 
zu beachten:

– Art. 6 Abs. 2 Satz 2 Haushaltsgesetz (Wiederbeset-
zungssperre),

– Art. 6c Haushaltsgesetz,

– Art. 6b, Art. 6e und Art. 6f Haushaltsgesetz,

– die im Entwurf des Stellenplans 2009/2010 vorge-
sehenen Stelleneinsparungen und  abstufungen 
sowie 

– neu ausgebrachte ku- und kw-Vermerke.

8.4 Besetzung freier und freiwerdender Stellen

Freie und freiwerdende Stellen (einschließlich unge-
bundener Stellen) dürfen nur unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit besetzt werden (vgl. VV Nr. 5 zu Art. 7 BayHO).

9. Buchung

Die Haushaltseinnahmen und Haushaltsausgaben 
2009 sind an der Stelle zu buchen, an der sie im Ent-
wurf des Haushaltsplans 2009 oder in Nachschublisten 
hierzu veranschlagt sind; dies gilt insbesondere für 
die neuen Gruppen 428 (Arbeitnehmerentgelte) und 
815 (Erwerb von Geräten und sonstigen beweglichen 
Sachen - soweit EDV).

10. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2009 in 
Kraft und mit dem Tage der Verkündung des Haus-
haltsgesetzes 2009/2010 außer Kraft.

Weiger t
Ministerialdirektor



FMBl Nr. 1/20096

 66-F

Richtlinien für die Übernahme von 
Staatsbürgschaften im Bereich der 

gewerblichen Wirtschaft
(Art. 1 Abs. 1 Nr. 1 BÜG)

Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen

vom  08. Dezember 2008 
Az.: 55 - L 6801 - 008 - 46 256/08

Das Prüfraster für staatliche Bürgschaften aus den Bürg-
schaftsrichtlinien des Bundes und der Länder (Anlage zu 
Abschnitt I Nr. 1 der Richtlinien für die Übernahme von 
Staatsbürgschaften im Bereich der gewerblichen Wirt-
schaft – Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums der Finanzen vom 7. November 2000; Az.: 51–L 
6801–8/91–46 253; FMBl. S. 292) erhält ab 1. Januar 2009 
nachfolgende Fassung.

Weiger t
Ministerialdirektor

Anlage
zu den Richtlinien für die Übernahme von Staats-
bürgschaften im Bereich der gewerblichen  Wirt schaft

Prüfraster für staatliche Bürgschaften aus den Bürg-
schaftsrichtlinien des Bundes und der Länder

1. Allgemeines

Dieses Prüfraster soll das Auffi nden relevanter 
EG-Beihilfebestimmungen erleichtern, kann aber 
– insbesondere in Zweifelsfragen – nicht an deren 
Stelle treten. Darüber hinaus dient das Prüfraster 
der Anpassung von genehmigten Beihilferegelun-
gen an die Weiterentwicklung des Beihilferechts 
(s. Schreiben GD Wettbewerb D/50651 vom 14. 
 Februar 2001 betr. Zweckdienliche Maßnahmen 
zur Anpassung an die einschlägigen Leitlinien). 

1.1 Prinzipielles Beihilfenverbot nach Art. 87 Abs. 1 
EG-Vertrag

Nach Art. 87 Abs. 1 EG-Vertrag sind staatliche 
Beihilfen, gleich welcher Art, die durch Begüns-
tigung bestimmter Unternehmen oder Produk-
tionszweige den Wettbewerb verfälschen oder 
zu verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwi-
schen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen. Keine 
Beihilfen sind Bürgschaften, die nach Maßgabe 
des Kapitels 3 der Bürgschaftsmitteilung 2008 
(Mitteilung der Kommission über die Anwen-
dung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche 
Beihilfen in Form von Haftungsverpfl ichtungen 
und Bürgschaften vom 20. Juni 2008, ABl. EU 
2008 Nr. C 155 S.10, geändert durch Berichti-
gung der Mitteilung vom 25. September 2008, 
ABl. EU 2008 Nr. C 244 S. 32) gewährt werden. 
Zu sog. De-minimis-Beihilfen (hauptsächlich die 
Verordnung [EG] Nr. 1998/2006 der Kommission

 Staatsbürgschaften

vom 15. Dezember 2006 über die Anwendung der 
Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf „De-minimis-Bei-
hilfen, ABl. EU 2006 Nr. L 379 S. 5) s. u. Abschnitte 
2.1 und 3.3.

1.2 Beihilfeaufsicht durch die Europäische Kommis-
sion

Ausnahmen von der prinzipiellen Unvereinbarkeit 
staatlicher Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt 
fi nden sich zum Beispiel in Art. 87 Abs. 3a und 3c 
EG-Vertrag. Über die Ausnahme von der Unverein-
barkeit mit dem Gemeinsamen Markt entscheidet 
die Europäische Kommission aufgrund einer ent-
sprechenden Notifi zierung nach Art. 88 Abs. 3 EG-
Vertrag oder durch eine Freistellungsregelung.

1.3 Notifi zierungspfl icht und Verbot der Beihilfe-
gewährung vor Genehmigung durch die Europä-
ische Kommission

Nach Art. 88 Abs. 3 Satz 3 EG-Vertrag dürfen 
anmel dungspfl ichtige Beihilfen nicht gewährt 
werden, bevor die Kommission eine diesbezüg liche 
Genehmigungsentscheidung erlassen hat (so ge-
nanntes Durchführungsverbot).

Vorhaben zur Gewährung neuer Beihilfen (Beihil-
feregelung oder Einzelbeihilfe) sind bei der Kom-
mission anzumelden. Eine Ausnahme gilt aufgrund 
der De-minimis-Verordnung und der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung (AGFVO, Ver-
ordnung [EG] Nr. 800/2008 der Kommission vom 
06.08.2008 zur Erklärung der Vereinbarkeit der 
 Art. 87 und 88 EG-Vertrag, ABl. EU 2008 Nr. L 214 
S. 3). Bei Vorliegen der Voraussetzungen können 
Beihilfen ohne vorherige Genehmigung durch die 
Kommission gewährt werden. Es sind die Transpa-
renzerfordernisse der AGFVO (insbesondere Art. 9, 
Kurzbeschreibung und Veröffentlichung der Rege-
lung im Internet) zu beachten.

Eine Beihilferegelung ist eine Regelung, nach 
der Unternehmen, die in der Regelung in einer 
allgemeinen und abstrakten Weise defi niert wer-
den, Beihilfen gewährt werden können (vgl. Art. 
2 Nr. 2 AGFVO). Einzelbeihilfen sind solche Bei-
hilfen, die nicht aufgrund einer Beihilferegelung 
gewährt werden, sowie einzelne, aufgrund spezi-
eller Notifi  zierungsvorschriften anmeldungspfl ich-
tige Maßnahmen aufgrund einer Beihilferegelung 
(Art. 2 Nr.3 und 4 AGFVO).

1.4 Notifi zierungspfl ichten aus speziellen Beihilfe-
regimen

1.4.1 Horizontale Regelungen

• Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler 
Zielsetzung 2007 – 2013 („Regionalleitlinien“, 
ABl. EU 2006 Nr. C 054 S. 13 vom 04. März 
2006).

• Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Bei-
hilfen zur Rettung und Umstrukturierung von 
Unternehmen in Schwierigkeiten (ABl. EU 2004 
Nr. C 244 S. 2 vom 1. Oktober 2004).

• Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen 
für Forschung, Entwicklung und Innovation 



FMBl Nr. 1/2009 7

(ABl. EU 2006 Nr. C 323 S. 1 vom 30. Dezember 
2006).

• Art. 6 der AGFVO 1.

• Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Bei-
hilfen zur Förderung von Risikokapitalinves-
titionen in kleine und mittlere Unternehmen 
(„Risiko kapitalleitlinien“ ABl. EU 2006 Nr. C 
194 S. 2 vom 18. August 2006).

• Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Um-
weltschutzbeihilfen (ABl. EU 2008 Nr. C 194 S. 2 
vom 18. August 2006).

1.4.2 Sektorale Regelungen

• Schiffbau, Schiffsumbau und Schiffsrepara-
tur: Rahmenbestimmungen für Beihilfen an 
den Schiffsbau (ABl. EU 2003 Nr. C 317 S. 11 
vom 30.12.2003, berichtigt durch ABl. EU 2004 
Nr. C 104 S. 71 vom 30.04.2004, verlängert bis 
31.12.2011 durch ABl. EU 2008 Nr. C 173 S. 3 
vom 08.07.2008).

• Verkehr: Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 des 
Rates vom 4. Juni 1970 über Beihilfen im 
 Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr 
(ABl. EG Nr. L 130 S. 1), zuletzt geändert durch 
Verordnung (EG) Nr. 543/97 des Rates vom 17. 
März 1997 (ABl. EG Nr. L 084 S. 6); (Aufhebung 
der Verordnung 1107/70 mit Inkrafttreten der 
Verordnung 1370/2007 zum 03.12.2009, ABl. EU 
2007 Nr. L 315 S. 1 vom 03.12.2007).

• Steinkohle: Verordnung (EG) Nr. 1407/2002 des 
Rates vom 23. Juli 2002 über staatliche Beihilfen 
für den Steinkohlenbergbau (ABl. EG Nr. L 205 
S. 1 vom 02.08.2002).

• Kunstfaserindustrie: s. Leitlinien für staatliche 
Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007 – 2013 
(ABl. EU 2006 Nr. C 54 S. 13 vom 4. März 2006), 
Ziffer 8.

• Landwirtschaft einschl. Verarbeitung/Ver-
marktung: Rahmenregelung der Gemeinschaft 
für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsek-
tor 2007 – 2013 (ABl. EU 2006 Nr. C 319 S. 1 vom 
27. Dezember 2006).

• Landwirtschaft ohne Verarbeitung/Vermark-
tung: Verordnung (EG) Nr.  1857/2006 vom 15. 
Dezember 2006 über die Anwendung der Art.  
87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen 
an kleine und mittlere in der Erzeugung von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen tätige Un-
ternehmen und zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 70/2001.

• Fischerei und Aquakultursektor: Leitlinien für 
die Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im 
Fischerei- und Aquakultursektor (ABl. EU 2008 
Nr. C 84 S. 10 vom 3. April 2008).

1 Bis zum 31. Dezember 2008: Art. 6 6a Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
70/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über die Anwendung der 
Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an KMU (ABl. EU 
2001 Nr. L 010 S. 33 vom 13.01.2001), geändert durch Verordnung (EG) 
Nr. 364/2004 (ABl. EU 2004 Nr. L 063 S. 22 vom 28. Februar 2004) und 
durch Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 hinsichtlich der Einbeziehung 
der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
in den Anwendungsbereich (ABl. EU 2006 Nr.  L 358 S. 3 vom 16. De-
zember 2006).

• Fischerei und Aquakultursektor: Verordnung 
(EG) Nr. 875/2007 vom 24. Juli 2007 über die An-
wendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf De-
minimis-Beihilfen im Fischereisektor und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 
(ABl. EU 2007 Nr. L 193 S. 6 vom 25. Juli 2007).

• Fischerei und Aquakultursektor: Verordnung 
(EG) Nr. 736/2008 vom 22.07.2008 der Kommis-
sion über die Anwendung der Art. 87 und 88 
EG-Vertrag auf  Beihilfen an kleine und mittle re 
in der Erzeugung, Verarbeitung und Vermark-
tung von Fischereierzeugnissen tätige Unter-
nehmen (ABl. EU 2008 Nr. L 201 S. 16 vom 30. 
Juli 2008).

1.5 Beihilfewert staatlicher Bürgschaften

Für die Einhaltung von Förderhöchstgrenzen, 
insbesondere bei der Kumulierung mit anderen 
 Beihilfen, sowie für die Zulässigkeit der Gewäh-
rung von De-minimis-Bürgschaften oberhalb 
1,5 Mio. € kommt es auf die Beihilfeintensität von 
Bürgschaften an. Hierbei ist zwischen sogenannten 
gesunden Unternehmen und solchen in Schwierig-
keiten zu unterscheiden.

1.5.1 Gesunde Unternehmen 

a) Soweit für das antragstellende Unternehmen 
ein Unternehmensrating der Bürgschaftsrating-
Kategorien 1 – 5 (DSGV-Ratingklassen 1 – 13; 
die Übertragung aus anderen Rating-Systemen 
erfolgt über die 1-Jahres-Ausfallwahrscheinlich-
keiten 2 vorliegt, ist bei Bürgschaften

• für Investitionskredite die mit Schreiben der 
EU-Kommission vom 26. September 2007 
(http://ec.europa.eu/community_law/state_
aids/comp-2007/n197-07.pdf) genehmigte 
 Berechnungsmethode anzuwenden (vgl. 
auch Berechnungstool unter www.pwc.de/de/
beihilfewertrechner); 

• für Betriebsmittelkredite 

 auf De-Minimis-Basis sowie 

 auf Basis der Genehmigung vom 16.07.2008 
zugunsten von Vorhaben in den Ländern 
Brandenburg, Mecklenburg – Vorpom-
mern, Sachsen – Anhalt und Thüringen 
(vgl. unten Abschnitt 3.7.2.) 

die mit Schreiben der EU-Kommission vom 29. 
November 2007 (http://ec.europa.eu/community
_law/state_aids/comp-2007/n541-07.pdf) ge-
nehmigte Berechnungsmethode anzuwenden 
(vgl. auch Berechnungstool unter www.pwc.de/
de/beihilfewertrechner).

b) Bei Spezialfi nanzierungen im Sinne von Art. 86 
Nr. 6 der Richtlinie 2006/48/EG (ABl. EU 2006 
Nr. L 177 vom 30. Juni 2006) über die Aufnah-
me und Ausübung der Tätigkeit der Kreditins-
titute (insbesondere Projektfi nanzierungen und 
neue/junge Unternehmen ohne Rating) erfolgt 
gemäß Genehmigungsschreiben der EU-Kom-
mission vom 18. Juni 2008 (http://ec.europa.eu/
community_law/state_aids/comp-2007/n762-07.
pdf) eine Überleitung in die unter a) genannten 

2 Vgl. Genehmigungsschreiben der EU-Kommission D/205693 vom 26. 
September 2007, Ziffer 20.
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Bürgschaftsrating-Kategorien 1 – 5 nach folgen-
den Grundsätzen:

 Sofern die Bank den einfachen Internal-Ra-
ting-based-Ansatz (einfacher IRB-Ansatz) 
verwendet, ist eine Überleitung in die Bürg-
schaftskategorien 1 oder 3, für bestimmte 
 junge innovative Unternehmen (s. u.) auch 
in die Bürgschaftskategorie 4 möglich. Die 
Überleitung erfolgt auf Basis der von der 
Bank ermittelten aufsichtlich defi nierten 
Spezial fi nanzierungs-Ratingkategorie

 „stark/gut“  Bürgschaftskategorie 1

 „befriedigend“  Bürgschaftskategorie 3

 „schwach“    Bürgschaftskategorie 4, 
möglich nur für junge innovative Unter-
nehmen, die den nachfolgenden kumu-
lativen, im Genehmigungsschreiben der 
EU-Kommission vom 18. Juni 2008, Ab-
schnitt 28, enthaltenen Auswahlkriterien 
entsprechen:

– es müssen die Voraussetzungen unter 
Nr. 5.4 lit a) und b) des Gemeinschafts-
rahmens für Forschung, Entwicklung 
und Innovation 3 vorliegen, wobei auch 
mittlere Unternehmen einbezogen wer-
den,

– Prüfung des Geschäftsplans auf Trag-
fähigkeit,

– der volkswirtschaftliche Nutzen ist 
nachgewiesen,

– es werden nur fi nanziell tragfähige 
Unternehmen ausgewählt, die voraus-
sichtlich in der Lage sein werden, die 
mit dem Kredit verbundenen Zins- und 
Tilgungszahlungen zu leisten.

 Verwendet die Bank den fortgeschrittenen 
IRB-Ansatz, teilt sie der bürgschaftsgewäh-
renden Stelle die institutsspezifi sche Rating-
kategorie in Verbindung mit der diese nach 
oben begrenzenden 1-Jahres-Ausfallwahr-
scheinlichkeit mit. Die Überleitung erfolgt 
wie unter a).

c) Bei De-minimis-Bürgschaften bis 1,5 Mio €, die 
im Rahmen von Bürgschaftsregelungen gewährt 
werden, kann der Beihilfewert pauschal ermit-
telt werden (Beihilfeintensität 13 1/3 %). Liegt für 
das Antrag stellende Unternehmen ein  Rating 
gemäß oben lit. a) vor, kann auch ein geringerer 
Beihilfewert in Anwendung einer genehmigten 
Berechnungsmethode zu Grunde gelegt werden. 

3 Diese lauten: „a) Bei dem Begünstigten handelt es sich um ein kleines 
Unternehmen, das zum Zeitpunkt der Beihilfengewährung weniger 
als sechs Jahre bestanden hat; und b) bei dem Begünstigten handelt 
es sich um ein innovatives Unternehmen, wenn i) der Mitgliedstaat 
mittels eines Gutachtens von einem externen Sachverständigen u. a. 
auf der Grundlage eines Geschäftsplans nachweisen kann, dass der 
Begünstigte in absehbarer Zukunft Produkte, Dienstleistungen oder 
Verfahren entwickelt, die technisch neu oder verglichen mit dem Stand 
der Technik in dem jeweiligen Wirtschaftszweig in der Gemeinschaft 
wesentlich verbessert sind, und die das Risiko eines technischen oder in-
dustriellen Misserfolges in sich tragen; oder ii) die FuE-Aufwendungen 
des Begünstigten zumindest in einem der drei Jahre vor Gewährung 
der Beihilfe oder, im Falle eines neu gegründeten Unternehmens ohne 
abgeschlossenes Geschäftsjahr im Rahmen des Audit des laufenden 
Geschäftsjahres, mindestens 15% seiner gesamten von einem externen 
Rechnungsprüfer beglaubigten Betriebsausgaben ausmachen;“.

d) In allen anderen Fällen ist für gesunde Unterneh-
men die Beihilfewertbestimmung anhand Kapi-
tal 4 der Bürgschaftsmitteilung 2008 vorzuneh-
men. Bei guten und mittleren Bonitäten können 
Safe – Harbour – Bürgschaftsprämien zur Beihil-
fefreiheit führen (s. Bürgschaftsmitteilung 2008, 
Kapital 3; bei KMU insbesondere Abschnitt 3.3). 

1.5.2 Unternehmen in Schwierigkeiten 4

Der Beihilfewert einer staatlichen Bürgschaft an ein 
Unternehmen in Schwierigkeiten muss indivi duell 
nach der Bürgschaftsmitteilung 2008 bestimmt 
werden. Nach Abschnitt 4.2 dieser Mitteilung ent-
spricht das Beihilfeelement einer Bürgschaft, die 
nicht aufgrund einer Bürgschaftsregelung über-
nommen wird (Einzelbürgschaft), grundsätzlich 
der Differenz zwischen dem marktüblichen Ent-
gelt für die Bürgschaft und dem tatsächlich ge-
zahlten Entgelt für diese Maßnahme. Kann kein 
marktübliches Entgelt festgestellt werden, so gilt 
für die Berechnung der Beihilfeintensität einer 
Einzelgarantie die Mitteilung der Kommission 
über die Änderung der Methode zur Festsetzung 
der Referenz- und Abzinsungssätze“ (ABl. EU Nr. 
C 014 S. 6 vom 19.01.2008, nachfolgend „Referenz-
zinsmitteilung 2008“ genannt). Im Übrigen ist bei 
derartigen Bürgschaften zu berücksichtigen, dass 
Bürgschaften nach dem Haushaltsrecht nur unter 
engen Voraussetzungen ausgereicht werden kön-
nen. 

Bei KMU, die vor weniger als drei Jahren gegrün-
det wurden, wird für Zwecke der Bürgschafts-
mitteilung 2008 „nicht davon ausgegangen, dass 
sie sich in Schwierigkeiten befi nden“ (Abschnitt 
3.2 a).

2. Gemeinschaftsrechtliche Grundlagen für Bürg-
schaftsübernahmen

2.1 Beihilfefreie und De-minimis-Bürgschaften

Staatliche Bürgschaften sind mit Art. 87 Abs. 1 EG-
Vertrag vereinbar, wenn sie

• gemäß den Bestimmungen der „De-minimis-
Verordnung“ oder

• beihilfefrei gemäß Kapital 3 der Bürgschaftsmit-
teilung 2008 

übernommen werden. 

Zu beachten ist, dass die nachträgliche staat-
liche Verbürgung eines bereits gewährten Kredits 
eine Beihilfe an den Kreditgeber darstellen kann 
(Bürgschaftsmitteilung 2008, Abschnitt 2.3.1). 
Keine Beihilfe stellt dagegen die Leistung aus 
einer Bürgschaft dar, wenn die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme eingetreten sind. Keine 
Beihilfen sind ebenfalls Leistungen der öffentli-
chen Hand aus eingegangenen Bürgschaften bei 
Umschuldungsaktionen, wenn dargelegt werden 
kann, dass sich der Staat in einer gegebenen Kon-
stellation wie ein privater Geldgeber verhält und 
die entsprechende Bürgschaft mit dem Grund-
satz des marktwirtschaftlich handelnden Kapi-
talgebers im Einklang steht (vgl. EuG, Urteil vom 
11. Juli 2002, Rs. T-152/99, Hamsa/Kommission, 

4 Zu den Defi nitionen des Unternehmens in Schwierigkeiten vgl. Ab-
schnitt 3.4.1.2. lit. f) und Abschnitt 4.1.1.
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Slg. 2002, 11-3049). In einem solchen Fall „wer-
den die Vorschriften in Punkt 5.3. (der Bürg-
schaftsmitteilung 2008) nicht herangezogen“ 
(Schreiben GD Lowe D/51969 vom 16. Mai 2008).

2.2 Bürgschaften mit Beihilfecharakter

Soweit auf der Grundlage der nachfolgend ge-
nannten Beihilfevorschriften genehmigte oder 
freigestellte Programme vorliegen, erübrigt sich 
eine Einzelfallnotifi zierung grundsätzlich, es 
sei denn, diese Vorschriften sehen ausdrücklich 
eine Einzelfallnotifi zierung oberhalb bestimmter 
Schwellenwerte vor.

2.2.1 Genehmigungsfähige Bürgschaften

Nicht beihilfefreie Bürgschaften sind auf der 
Grundlage der nachstehenden Rechtsgrundlagen 
genehmigungsfähig:

a) bei gesunden Unternehmen z. B.

• Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regio-
naler Zielsetzung 2007 – 2013 („Regionalleit-
linien“), vgl. unten Abschnitt 3.6,

• Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihil-
fen für Forschung, Entwicklung und Innova-
tion,

• Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Umweltschutzbeihilfen,

• Mitteilung der Kommission zu staatlichen 
Beihilfen im Luftverkehr (ABl. EG 1994 Nr. C 
350 S. 5), ergänzt durch Mitteilung der Kom-
mission zu Gemeinschaftlichen Leitlinien 
für die Finanzierung von Flughäfen und die 
Gewährung staatlicher Anlaufbeihilfen für 
Luftfahrtunternehmen auf Regionalfl ughäfen 
(ABl. EU 2005 Nr. C 312 S. 1).

b) bei Unternehmen in Schwierigkeiten 

• Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung 
und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten, vgl. unten Kapitel 4,

• Mitteilung der Kommission über Rettungs- 
und Umstrukturierungsbeihilfen und Schlie-
ßungsbeihilfen für die Stahlindustrie (ABl. 
EG 2002 Nr. C 070 S. 21),

• Mitteilung der Kommission zu staatlichen 
Beihilfen im Luftverkehr (ABl. EG 1994 Nr. 
C 350 S. 5).

2.2.2 Freigestellte Bürgschaften

Nicht beihilfefreie Bürgschaften sind insbesondere 
auf der Grundlage der AGF-VO 5  6  7 und bei Einhal-
tung der darin festgeschriebenen Vor aussetzungen 

5 Die KMU-Freistellungs-Verordnung wurde durch die AGFVO abgelöst. 
Einzelbeihilfen dürfen aber noch bis zum 31. Dezember 2008 nach der 
KMU-Freistellungs-Verordnung gewährt werden. Beihilferegelungen, 
die auf Basis der KMU-Freistellungs-Verordnung genehmigt wurden, 
galten bis zum 30. September 2008 weiter (Entscheidung der Kommis-
sion vom 20. Juni 2008, ABl. EU 2008 Nr. L 164 S. 43 vom 25. Juni 
2008).

6 Die Verordnung (EG) Nr. 2204/ 2002 über die Anwendung der Art. 87 
und 88 EG-Vertrag auf Beschäftigungsbeihilfen (ABl. 2002 EU Nr. L 
337 S. 3 vom 13. Dezember 2002) wurde mit Übergangszeit bis zum 31. 
Dezember 2008 durch die AGFVO aufgehoben.

7 Die Verordnung (EG) Nr. 68/2001 über die Anwendung der Art. 87 und 
88 EG-Vertrag auf Ausbildungsbeihilfen (ABl. L 10/20 vom 13. Januar 
2001, geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 363/2004 (ABl. 2004 Nr. 
L 063 S. 20 vom 28. Februar 2004) wurde mit Übergangszeit bis Ende 
2008 durch die AGFVO aufgehoben.

freigestellt (aber ggf. Pfl icht zur Information der 
Kommission). Zur De-minimis-Verordnung siehe 
unten Abschnitt 3.3.

Nach dem 31. Dezember 2008 dürfen bestehende 
regionale Investitionsbeihilferegelungen in der 
freigestellten Form bis zum Ablauf der genehmig-
ten Fördergebietskarte weiterhin angewandt wer-
den (vgl. Erwägungsgrund 66 Satz 2 AGF-VO in 
Verbindung mit Art. 9 Abs. 2 letzter Unterabsatz 
der Verordnung [EG] Nr. 1628/2006 der Kommis-
sion vom 24. Oktober 2006 über die Anwendung 
der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf regionale Inves-
titionsbeihilfen der Mitgliedstaaten, nachfolgend 
„Regional-Freistellungs-VO“ genannt). 

3. Bürgschaften an gesunde Unternehmen auf der 
Grundlage der De-minimis-Regelungen bzw. ge-
nehmigter/freigestellter Programme/Richtlinien

3.1 Vorbemerkungen

Für gesunde Unternehmen sind die De-minimis-
Regelungen bzw. genehmigte/angepasste oder frei-
gestellte Programme/Programmvarianten nach der 
AGFVO sowie übergangsweise nach den Regio-
nalleitlinien und der Regional-Freistellungsverord-
nung von vorrangiger praktischer Relevanz. 

3.2 Generelle Eckwerte für Bürgschaften an gesunde 
Unternehmen

a) Staatliche Bürgschaften für Investitionskredi-
te werden grundsätzlich für eine auf maximal 
15 Jahre begrenzte Laufzeit übernommen. Aus-
nahmen mit längerer Laufzeit sind:

• Binnenschiff-Finanzierung,

• Baufi nanzierung,

• Programmkredite der Förderbanken.

b) Bei staatlichen Bürgschaften muss der darle-
hensgewährenden Bank ein Eigenobligo von 
mindestens 20 % verbleiben (zur Sonderre-
gelung bei Bürgschaften an Unternehmen in 
Schwierigkeiten s. u. Abschnitt 4.2.2.8).

3.3 De-minimis-Verordnungen

a) Die De-minimis-Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 
(s.o. Abschnitt 1.1.) erlaubt außerhalb bestimm-
ter Sektoren (s. u.) Bürgschaften zur Finanzie-
rung u.a. von Erstinvestitionen, Ersatzinvestiti-
onen, Betriebsmitteln und Avalen unabhängig 
von der Größe der begünstigten Unterneh-
men und ohne regionale Einschränkungen.

 Die Gesamtsumme der einem Unternehmen ge-
währten De-minimis-Beihilfen darf 200.000 € 
(Straßentransportsektor: 100.000 €) bezogen 
auf einen Zeitraum von drei Steuerjahren nicht 
übersteigen. In mehreren Tranchen gezahlte 
Beihilfen werden auf den Zeitpunkt ihrer Ge-
währung abgezinst. Dieser Schwellenwert gilt 
für Beihilfen gleich welcher Art und Zielsetzung. 
Nicht auf den Höchstbetrag von 200.000 € anzu-
rechnen sind andere Beihilfen, die aufgrund von 
der Kommission genehmigter Regelungen oder 
freigestellter Beihilfen gewährt werden.  Jedoch 
dürfen für dieselben förderbaren Aufwendungen 
De-minimis-Beihilfen nicht mit anderen Beihil-
fen kumuliert werden, wenn die aus der Kumu-
lierung resultierende Förderhöchstintensität 
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diejenige Förderintensität übersteigen würde, 
die in einer Gruppenfreistellungsverordnung 
oder in einer von der Kommission verabschie-
deten Entscheidung hinsichtlich der besonderen 
Merkmale eines Falls festgelegt wurde. 

Bürgschaften aufgrund einer Bürgschaftsrege-
lung sind bis zur Höhe von 1,5 Mio. € (Straßen-
transportsektor: 750.000 €) sowie bis zu einem 
maximalen staatlichen Verbürgungsanteil von 
bis zu 80% des zugrunde liegenden Dar lehens 
De-minimis-freigestellt 8. Höhere Bürgschaften 
als 1,5 Mio/ 750.000 € sind möglich, soweit ein 
Unternehmensrating nach den Bürgschafts-
kategorien 1 – 5 vorliegt. Die dann wieder zu 
berechnenden Beihilfebeträge ermitteln sich in 
Anwendung des Berechnungstools:

www.pwc.de/de/beihilfewertrechner.

Zur Einhaltung der 3-Jahresregelung ist

• von dem begünstigten Unternehmen eine 
Erklärung abzugeben, in der alle anderen 
in dem betreffenden Steuerjahr sowie in den 
vorangegangenen zwei Steuerjahren erhalte-
nen De-minimis-Beihilfen angegeben sind,

• vor Bürgschaftsgewährung zu prüfen, dass 
der De-Minimis-Höchstbetrag durch die 
neue Bürgschaft nicht überschritten wird,

• bei Gewährung einer De-minimis-Bürgschaft 
dem begünstigten Unternehmen unter Be-
zugnahme auf die De-Minimis-VO (EG) 
1998/2006 der Beihilfebetrag der Bürgschaft 
mitzuteilen und darauf hinzuweisen, dass es 
sich um eine De-minimis-Beihilfe handelt.

Der Empfänger erhält mit Bewilligung jeder 
 De-minimis-Beihilfe eine „De-minimis-Beschei-
nigung“, die er zehn Jahre aufzubewahren und 
bei Beantragung jeder weiteren De-minimis-
Beihilfe vorzulegen hat.

Ausgeschlossen sind folgende Wirtschaftsberei-
che bzw. Aktivitäten:

• Fischerei, Aquakultur und die Urproduktion 
von Anhang I-Agrarprodukten (s. dazu unten 
Abschnitte b) und c),

• die Verarbeitung und Vermarktung von Imi-
tations- oder Substitutionserzeugnissen von 
Milch,

• exportbezogene Tätigkeiten (Beihilfen, die 
unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, 
der Errichtung und dem Betrieb eines Ver-
triebsnetzes oder mit anderen laufenden ex-
portbezogenen Ausgaben in Zusammenhang 
stehen),

• Beihilfen, die von der Verwendung heimi-
scher Erzeugnisse zulasten von Importwaren 
abhängig gemacht werden,

• Steinkohlenbergbau,
• Erwerb von Fahrzeugen für den Straßengüter-

transport durch Unternehmen des gewerb-
lichen Straßengütertransportes,

• Unternehmen in Schwierigkeiten.

8 Zum Wahlrecht bei der Ermittlung des Beihilfewerts vgl. Abschnitt 1.5.1. 
lit. c)

Zu beachten ist ferner, dass
• der Zinssatz, der für Abzinsungen und für 

die Berechnung des Bruttosubventionsäqui-
valentes anzusetzen ist, der zum Zeitpunkt 
der Gewährung geltende Abzinsungszinssatz 
nach der  Referenzzinsmitteilung 2008 (s. o. 
Abschnitt 1.5.2.) ist;

• sofern der Beihilfegesamtbetrag einer Beihil-
fe den Höchstbetrag von 200.000 € (100.000 
€ im Straßentransportsektor) übersteigt, 
eine Freistellung nach der De-Minimis-VO 
(EG)1998/2006 nicht etwa für den Bruchteil 
der Beihilfe in Anspruch genommen werden 
kann, der den Höchstbetrag nicht überschrei-
tet.

b) Die Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 über die 
 Anwendung der Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf 
De-minimis-Beihilfen im Agrarerzeugnissektor, 
die nur die Urproduktion betrifft (ABl. EU 2007 
Nr. L 337 S. 35 vom 20. Dezember 2007), gestat-
tet dem Beihilfegeber im Rahmen der ihm zuge-
teilten Quote und unter bestimmten Bedingun-
gen, Beihilfen in Höhe von 7.500 € (Bürgschaft 
56.250 €) bezogen auf einen Zeitraum von drei 
Steuerjahren für Primärerzeuger zu gewähren.

c) Die Verordnung (EG) Nr. 875/2007 der Kommis-
sion vom 25. Juli 2007 über die Anwendung der 
Art. 87 und 88 EG-Vertrag auf De-minimis-Bei-
hilfen im Fischereisektor (ABl. EU Nr. 193 S.6) 
erlaut Unternehmen im Bereich der Erzeugung, 
Verarbeitung oder Vermarktung eine Beihilfe 
in Höhe von 30.000 € (Bürgschaft 225.000 €) in 
drei Steuerjahren zu gewähren. 

3.4 Freigestellte Programme nach den KMU-Freistel-
lungsverordnungen 

Die AGFVO hat mit Inkrafttreten (29. August 2008) 
alle bisherigen Freistellungsverordnungen (nicht 
jedoch die De-minimis-Verordnungen) mit einer 
Übergangszeit bis maximal zum 31. Dezember 
2008 abgelöst. 

3.4.1 Gemeinsame Vorschriften für alle Beihilfegrup-
pen

3.4.1.1 Anwendungsbereich

Im Bereich gewerblicher Bürgschaften stellt die 
AGFVO Freistellungstatbestände insbesondere für 
folgende Beihilfegruppen zur Verfügung:

• Regionalbeihilfen,

• Investitions- und Beschäftigungsbeihilfen für 
KMU,

• Umweltschutzbeihilfen,

• Beihilfen für Forschung, Entwicklung und In-
novation. 

Die AGFVO gilt insbesondere nicht für Beihilfen 
für

• ausfuhrbezogene Tätigkeiten, 

• Tätigkeiten in der Fischerei und Aquakultur, 

• Tätigkeiten im Rahmen der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse, 

• Regionalbeihilfen für Tätigkeiten im Schiffbau 
und in der Stahlindustrie,

• Ad hoc-Beihilfen für Großunternehmen,
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• Unternehmen in Schwierigkeiten (hinsichtlich 
KMU gilt eine vereinfachte UiS-Defi nition, s. u. 
Abschnitt 3.4.1.2).

Beihilfen zugunsten der Verarbeitung und Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse un-
terliegen bestimmten Beschränkungen (s. Art. 1 
Abs. 3 lit. c AGF-VO).

Die weiteren Einschränkungen des Anwendungs-
bereichs ergeben sich aus Art. 1 AGFVO.

3.4.1.2 Begriffsbestimmungen

a) KMU

Die Defi nition der KMU ergibt sich aus dem 
 Anhang I der AGFVO. Danach sind KMU solche 
Unternehmen, die

• weniger als 250 Personen beschäftigen und 
 einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. € 
erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich 
auf höchstens 43 Mio. € beläuft und

• nicht zu 25 % oder mehr des Kapitals oder der 
Stimmrechte direkt oder indirekt von öffent-
lichen Stellen/ Körperschaften kontrolliert 
werden (Einzelheiten und Ausnahmen s. 
Anhang I der AGFVO, Art. 3 (2) Unterab-
satz 2).

Bei der Feststellung, ob die o. g. Kriterien er-
füllt sind, müssen Unternehmen die Daten von 
verbundenen Unternehmen (Art. 3 Abs. 3 des 
Anhangs I AGFVO) in voller Höhe mit anset-
zen. Die Daten von Partnerunternehmen (Art. 
3 Abs. 2 des Anhangs I AGFVO) werden zu der 
Quote angesetzt, die dem Beteiligungsanteil 
entspricht. Dabei sind weitere mit dem Verbund- 
oder Partnerunternehmen verbundene oder 
partnerschaftlich verbundene Unternehmen 
ebenfalls zu berücksichtigen. Einzelheiten sind 
Art. 3 des Anhangs I AGFVO zu entnehmen.

In einer weiteren Unterscheidung werden kleine 
Unternehmen defi niert als Unternehmen, die

• weniger als 50 Personen beschäftigen und
• deren Jahresumsatz bzw. Jahresbilanz 10 

Mio. € nicht übersteigt.
Der Status eines mittleren Unternehmens, eines 
kleinen Unternehmens bzw. eines Kleinstunter-
nehmens geht erst dann verloren, wenn es in 
zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren zu 
einer Über- oder Unterschreitung der genannten 
Mitarbeiterzahlen kommt (s. Art. 4 des Anhang 
I AGFVO).

b) Materielle Vermögenswerte 

Darunter fallen Grundstücke, Gebäude, Anla-
gen, Maschinen und sonstige Ausrüstungsgü-
ter unbeschadet von Art. 17 Nr. 12 AGFVO. Im 
Verkehrssektor zählen Beförderungsmittel und 
Ausrüstungsgüter als beihilfefähige Vermö-
genswerte; dies gilt nicht für Regionalbeihilfen 
und nicht für den Straßengüterverkehr und den 
Luftverkehr.

Umfasst ist ebenfalls der Erwerb von „unmit-
telbar mit einer Betriebsstätte verbundenen 
Vermögenswerten, wenn die Betriebsstätte 
geschlossen wurde oder geschlossen worden 
wäre, und wenn die Betriebsstätte von einem 

unabhängigen Investor erworben wird“ (share 
deals alleine gelten nicht als Erstinvestition). 
Das Kriterium unabhängiger Investor gilt nicht 
im Fall kleiner Familienunternehmen (s. Art. 12 
Abs. 1 lit. b).

c) Immaterielle Vermögenswerte

Darunter fällt der Technologietransfer durch Er-
werb von Patentrechten, Lizenzen, Know-how 
oder nicht patentiertem Fachwissen.

d) Direkt durch ein Investitionsvorhaben geschaf-
fene Arbeitsplätze

Das sind Arbeitsplätze, die die Tätigkeit betref-
fen, auf die sich die Investition bezieht, ein-
schließlich Arbeitsplätzen, die im Anschluss 
an eine durch die Investition bewirkte höhere 
Kapazitätsauslastung geschaffen werden.

e) Ad-hoc-Beihilfen

Das sind Einzelbeihilfen, die nicht auf der 
Grundlage einer Beihilferegelung gewährt wer-
den (s. Art. 2 Abs. 4 AGFVO).

f) Unternehmen in Schwierigkeiten

Die AGFVO enthält für KMU eine vereinfachte 
Defi  nition des UiS (s. Erwägungsgrund 15 und 
Art. 1 Abs. 7 AGFVO):

• Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung ist mehr als die Hälfte des gezeich-
neten Kapitals verschwunden und mehr als 
ein Viertel dieses Kapitals ist während der 
letzten zwölf Monate verloren gegangen,

• im Falle von Gesellschaften, in denen min-
destens einige Gesellschafter unbeschränkt 
für die Schulden der Gesellschaft haften ist 
mehr als die Hälfte der in den Geschäfts-
büchern ausgewiesenen Eigenmittel ver-
schwunden und mehr als ein Viertel dieser 
Mittel ist während der letzten zwölf Monate 
verloren gegangen oder

• unabhängig von der Gesellschaftsform sind 
die in der Insolvenzordnung vorgesehenen 
Voraussetzungen für die Eröffnung eines Ge-
samtverfahrens erfüllt.

g) Große Investitionsvorhaben

Kapitalanlageinvestitionen mit beihilfefähi-
gen Kosten von über 50 Mio. € (Achtung: große 
Investitionsvorhaben können auch von KMU 
durchgeführt werden).

Übrige Begriffsbestimmungen ergeben sich aus 
Art. 2 AGFVO.

3.4.1.3 Transparenzvorschriften

Die Freistellung gilt nur für sog. transparente Bei-
hilfen. Im Bereich der Bürgschaften und Garantien 
ist diese Bedingung erfüllt, wenn

a) die Methode zur Berechnung des Bruttosubven-
tionsäquivalents von der Kommission genehmigt 
worden ist (s. o. Abschnitt 1.5.1) oder

b) es sich bei dem Beihilfeempfänger um ein KMU 
handelt und das Bruttosubventionsäquivalent 
auf der Grundlage der Safe-Harbour-Prämien 
 berechnet wird, die in den Nrn. 3.3 und 3.5 der 
Bürgschaftsmitteilung 2008 festgelegt sind.
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3.4.1.4 Schwellenwerte für die Anmeldung von Einzelbei-
hilfen

Für eine Freistellung nach der AGFVO sind vor 
allem folgende Schwellenwerte für die Gewährung 
von Bürgschaften von Bedeutung:

– bei Investitionsbeihilfen für KMU und Umwelt-
schutz bis zu 7,5 Mio. € Bruttosubventionsäqui-
valent pro Unternehmen und Investitionsvorha-
ben,

– bei regionalen Investitionsbeihilfen zugunsten 
großer Investitionsvorhaben darf der Gesamt-
förderbetrag aus sämtlichen Quellen 75 % des 
Beihilfehöchstbetrags nicht überschreiten, den 
eine Investition mit beihilfefähigen Kosten in 
Höhe von 100 Mio. € erhalten könnte, würde 
die zum Bewilligungszeitpunkt geltende, in der 
genehmigten Fördergebietskarte festgelegte Re-
gel-Obergrenze für Beihilfen zugunsten großer 
Unternehmen zugrunde gelegt.

Oberhalb dieser Schwellenwerte ist eine Notifi zie-
rung erforderlich.

3.4.1.5 Beschränkung der Kumulierung

Bei der Kumulierung mit anderen Beihilfen, ein-
schließlich De-minimis-Beihilfen, für dieselben, 
sich teilweise oder vollständig überschneidenden, 
beihilfefähigen Kosten müssen die Schwellenwerte 
der AGFVO und die Beihilfehöchstintensitäten der 
jeweiligen Beihilfegruppe eingehalten werden.

Beihilfen für junge innovative Unternehmen nach 
Art. 35 AGFVO dürfen in den ersten drei Jahren 
nach ihrer Bewilligung nicht mit anderen AGFVO-
Beihilfen kumuliert werden.

3.4.1.6 Anreizeffekt

Der nach der AGFVO obligatorische „Anreizeffekt“ 
setzt voraus:

a) Der Beihilfeempfänger muss den Beihilfeantrag 
vor Beginn des Vorhabens oder der Tätigkeit ge-
stellt haben;

b) bei Großunternehmen muss die Beihilfe ge-
währende Stelle zusätzlich vor Bewilligung 
über prüfen, dass der Beihilfeempfänger die 
Erfüllung eines oder mehrerer der folgenden 
Kriterien in seinen Unterlagen nachgewiesen 
hat:

• Aufgrund der Beihilfe kommt es zu einer 
signifi  kanten Zunahme des Umfangs des 
Vorhabens/der Tätigkeit.

• Aufgrund der Beihilfe kommt es zu einer 
signifi kanten Zunahme der Reichweite des 
Vorhabens/der Tätigkeit.

• Aufgrund der Beihilfe kommt es zu einem 
signi fi kanten Anstieg des Gesamtbetrags der 
vom Beihilfeempfänger für das Vorhaben/die 
Tätigkeit aufgewendeten Mittel.

• Der Abschluss des betreffenden Vorhabens/
der betreffenden Tätigkeit wird signifi kant 
beschleunigt.

• Im Falle regionaler Investitionsbeihilfen nach 
Art. 13 der AGFVO: Das Investitionsvorha-
ben wäre ohne die Beihilfe im betreffenden 
Fördergebiet nicht in der Form durchgeführt 
worden.

3.4.1.7 Publizitätsvorschriften, Kurzbeschreibungen

a) Neue Beihilferegelungen, die den Erfordernis-
sen der AGFVO entsprechen, müssen der Kom-
mission durch Kurzbeschreibung (Art. 9 Abs. 
1 und Anhang III AGFVO) innerhalb von 20 
Arbeits tagen nach Erlass angezeigt werden. Das 
Gleiche gilt für Einzelbeihilfen, die nicht unter 
eine Beihilferegelung fallen. Beihilferegelungen 
können aber nach wie vor notifi ziert werden.

b) Bestehende Beihilferegelungen, die nicht ge-
nehmigt sind und auch nicht nach der Regional-
Freistellungs-VO (s. Fn. 6) freigestellt waren, 
sind ebenfalls durch Kurzbeschreibung nach 
Art. 9 AGFVO anzuzeigen.

3.4.1.8 Ausdrücklicher Verweis auf die AGFVO

Beihilferegelungen, die die AGFVO nutzen, müs-
sen einen ausdrücklichen Verweis auf die AGFVO 
und auf die Fundstelle im Amtsblatt enthalten. Ein-
zelbeihilfen und Ad-hoc-Beihilfen, die die AGFVO 
nutzen, müssen einen ausdrücklichen Verweis auf 
die einschlägigen Bestimmungen der AGFVO mit 
Fundstelle im Amtsblatt enthalten.

3.4.2 Besondere Bestimmungen für einzelne Beihilfe-
gruppen

3.4.2.1 Regionale Investitions- und Beschäftigungsbeihil-
fen

Neben der Beachtung der Gemeinsamen Vor-
schriften (s. o. Abschnitt 3.4.1) sind die wichtigs-
ten  Bedingungen für die Freistellung regionaler 
Investitionsbeihilfen nach der AGFVO 9:

a) die Beachtung der genehmigten Fördergebiets-
karte und der Obergrenze für die Beihilfein-
tensität im betreffenden Fördergebiet; die Bei-
hilfeintensitätsobergrenzen können für kleine 
Unternehmen um 20%-Punkte und für mittlere 
Unternehmen um 10%-Punkte heraufgesetzt 
werden, außer bei großen Investitionsvorhaben 
und im Verkehrssektor;

b) es muss sich um Beihilfen aufgrund einer Beihil-
feregelung handeln oder um Ad-hoc-Beihilfen, 
die lediglich verwendet werden, um Beihilfen 
zu ergänzen, die auf der Grundlage von Bei-
hilferegelungen gewährt werden und 50% der 
gesamten für die Investition zu gewährenden 
Beihilfe nicht überschreiten;

c) es muss sich um Beihilfen für Investitionen 
in materielle und/oder immaterielle Vermö-
genswerte handeln. Förderfähig sind danach 
Investitionen in materielle und immaterielle 
Anlagewerte bei der Errichtung einer neuen 
Betriebsstätte, der Erweiterung einer beste-
henden Betriebsstätte, der Diversifi zierung der 
Produktion einer Betriebsstätte in neue, zusätz-
liche Produkte oder die Vornahme einer grund-
legenden Änderung des Gesamt-Produktions-
verfahrens einer bestehenden Betriebsstätte.

Kosten für Leasing von anderen Aktiva als 
Grundstücken oder Gebäuden können nur be-
rücksichtigt werden, wenn der Leasingvertrag 

9 Zur Weiteranwendung von nach der Regional-Freistellungs-VO frei-
gestellten Investitionsbeihilferegelungen über den 31. Dezember 2008 
hinaus, siehe Abschnitt 2.2.2.
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die Form eines Finanzierungsleasings hat und 
die Verpfl ichtung enthält, zum Laufzeitende das 
betreffende Ausrüstungsgut zu erwerben.

Die Investition muss in der betreffenden Region 
mindestens fünf Jahre bzw. im Falle von KMU 
drei Jahre erhalten bleiben, nachdem die gesam-
te Investition abgeschlossen ist.

d) der Eigenbeitrag muss mindestens 25% betragen 
und kann „aus eigenen oder fremden Mitteln“ 
erfolgen, darf aber keinerlei öffentliche Förde-
rung enthalten;

e) die Kommission ist über geförderte große In-
vestitionsvorhaben per Kurzbeschreibung vom 
Mitgliedstaat zu unterrichten, auch wenn keine 
Pfl icht zur Notifi zierung besteht.

3.4.2.2 Investitions- und Beschäftigungsbeihilfen für 
KMU

KMU-Investitionsbeihilfen können unter folgenden 
Voraussetzungen auch außerhalb von Regional-
fördergebieten gewährt werden:

a) beihilfefähig sind alternativ folgende Kosten:

• die Kosten einer Investition in materielle und 
immaterielle Vermögenswerte, oder

• die über einen Zeitraum von zwei Jahren 
geschätzten Lohnkosten für direkt durch das 
Inves titionsvorhaben geschaffene Arbeits-
plätze;

b) die Beihilfeintensität darf bei kleinen Unterneh-
men 20 %, bei mittleren Unternehmen 10% der 
beihilfefähigen Kosten nicht überschreiten; für 
die Verarbeitung und Vermarktung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse gelten höhere Prozent-
sätze (s. Art. 15 Abs. 4 AGFVO);

c) schließlich gilt eine Obergrenze für das Brut-
tosubventionsäquivalent i. H. v. 7,5 Mio. € pro 
Unternehmen und Investitionsvorhaben.

3.4.2.3 Umweltschutzbeihilfen

Bürgschaften können ein geeignetes Förderinstru-
ment darstellen, mit dem die Realisierung konkre-
ter umweltfreundlicher Projekte ermöglicht wird. 
Dabei geht es um umweltfreundliche Investitionen, 
die über die bloße Einhaltung gesetzlicher Stan-
dards hinausgehen.

Die AGFVO nennt die Umweltförderziele in den 
Art. 18 bis 24. Die für jedes Förderziel einzuhalten-
den Beihilfehöchstintensitäten beziehen sich in der 
Regel auf die Mehrkosten, die bei einer Investiti-
onsmaßnahme zur Erreichung eines höheren über 
gesetzliche Standards hinausgehenden Umwelt-
schutzniveaus erforderlich sind. Förderfähig sind:

a) Investitionen, die über die Gemeinschaftsnor-
men für den Umweltschutz hinausgehen oder 
bei Fehlen solcher Normen den Umweltschutz 
verbessern. Die Beihilfeintensität beträgt max. 
35% der Investitionsmehrkosten (zzgl. max. 
10%-Punkte für mittlere Unternehmen und 
20%-Punkte für kleine Unternehmen);

b) die Anschaffung von Fahrzeugen, die über die 
Gemeinschaftsnormen hinausgehen oder durch 
die bei Fehlen solcher Normen der Umwelt-
schutz verbessert wird.

Es geht um Transportfahrzeuge für den Stra-
ßen- und Schienenverkehr sowie für die Bin-
nen- und Seeschifffahrt, die angenommenen 
Gemeinschaftsnormen entsprechen, wenn die 
Fahrzeuge vor dem Inkrafttreten dieser Nor-
men angeschafft werden und diese Normen, 
sobald sie verbindlich sind, nicht rückwirkend 
für bereits erworbene Fahrzeuge gelten. Auch 
die Nachrüstung vorhandener Fahrzeuge zu 
Umweltschutzzwecken ist förderfähig, wenn 
die nachgerüsteten Fahrzeuge Umweltnormen 
entsprechen, die zum Zeitpunkt der Inbetrieb-
nahme noch nicht in Kraft waren, oder wenn für 
diese Fahrzeuge keine Umweltnormen gelten. 
Die Beihilfeintensität beträgt max. 35% der In-
vestitionsmehrkosten, die zur Erreichung eines 
höheren als des aufgrund der Gemeinschafts-
normen geforderten Umweltschutzniveaus er-
forderlich sind (zzgl. max. 10%-Punkte für mitt-
lere Unternehmen und 20%-Punkte für kleine 
Unternehmen);

c) Investitionen zur frühzeitigen Einhaltung neuer, 
noch nicht in Kraft getretener, Gemeinschafts-
normen.

Es geht um Investitionen von KMU, die spä-
testens ein Jahr vor dem verbindlichen Umset-
zungstermin von bereits erlassenen Gemein-
schaftsnormen durchgeführt und abgeschlossen 
werden. Die Beihilfeintensität beträgt

• max. 15% für kleine Unternehmen und max. 
10% für mittlere Unternehmen, wenn die 
Investition mehr als drei Jahre vor dem ver-
bindlichen Umsetzungstermin oder dem In-
krafttreten abgeschlossen wird,

• max. 10% für kleine Unternehmen, wenn die 
Investition ein bis drei Jahre vor dem Um-
setzungstermin oder dem Inkrafttreten ab-
geschlossen wird;

d) Investitionen in Energiesparmaßnahmen mit 
einer Beihilfeintensität von

• max. 60% der Investitionsmehrkosten, die zur 
Erreichung eines höheren als des aufgrund 
der Gemeinschaftsnormen geforderten Ener-
gieeinsparungsniveaus erforderlich sind, 
unter Berücksichtigung operativer Gewinne 
und Kosten (zzgl. max. 10%-Punkte für mitt-
lere Unternehmen und 20%-Punkte für kleine 
Unternehmen) oder

• max. 20% der Investitionsmehrkosten ohne 
Berücksichtigung operativer Gewinne und 
Kosten (zzgl. max. 10%-Punkte für mittlere 
Unternehmen und 20%-Punkte für kleine 
Unternehmen);

e) Investitionen in hocheffi ziente Kraft-Wärme-
Kopplung mit einer Beihilfeintensität von max. 
45% der im Vergleich zu einer Referenzinvesti-
tion zur getrennten Strom- und Wärmeerzeu-
gung entstehenden Investitionsmehrkosten 
(zzgl. max. 10%-Punkte für mittlere Unterneh-
men und 20%-Punkte für kleine Unterneh-
men);

f) Investitionen zur Förderung erneuerbarer Ener-
gien mit einer Beihilfeintensität von max. 45% 
der im Vergleich zu einem herkömmlichen 
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Kraftwerk oder Heizsystem entstehenden In-
vestitionsmehrkosten (zzgl. max. 10%-Punkte 
für mittlere Unternehmen und 20%-Punkte für 
kleine Unternehmen);

g) Studien, die sich unmittelbar auf Investitionen 
zur Erreichung von Normen unter den Buchst. 
a), d) und f) beziehen mit einer Beihilfeinten-
sität von max. 30% der Kosten der Studie (zzgl. 
max. 10%-Punkte für mittlere Unternehmen und 
20%-Punkte für kleine Unternehmen).

Für spezifi sche Defi nitionen zu Umweltschutzbei-
hilfen wird auf Art. 17 AGFVO verwiesen.

3.4.2.4 Beihilfen für Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben

Mit Bürgschaften können auch Projekte im Bereich 
Forschung und Entwicklung und Innovation geför-
dert werden. Die AGFVO nennt die Förderziele in 
den Art. 31 bis 37. Förderfähig sind:

a) Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (Art. 
31 AGVO) im Bereich:

• Grundlagenforschung,

• industrielle Forschung und

• experimentelle Forschung.

Beihilfefähig sind im Wesentlichen (dabei ge-
naue Zuordnung zu den o. g. Bereichen):

• Personalkosten (Forscher und das Projekt un-
terstützendes Personal),

• Kosten für Instrumente und Ausrüstung für 
das Vorhaben,

• Kosten für Grundstücke und Gebäude,

• Kosten für Auftragsforschung, technisches 
Wissen, Lizenzen und Patente.

Die Beihilfeintensität beträgt:

• für Grundlagenforschung max. 100%,

• für industrielle Forschung max. 50% und

• für experimentelle Forschung max. 25%

der beihilfefähigen Kosten.

Hinzu kommen:

• (für industrielle und experimentelle For-
schung zzgl. max. 10%-Punkte für mittlere 
Unternehmen und 20%-Punkte für kleine 
Unternehmen),

• zzgl. max. 15%-Punkte bis zu einer Grenze 
von 80% der beihilfefähigen Kosten

 bei der effektiven Zusammenarbeit (nicht: 
Vergabe von Unteraufträgen) zweier Un-
ternehmen,

 bei der Zusammenarbeit (nicht: Vergabe 
von Unteraufträgen) von einem Unter-
nehmen mit einer Forschungseinrichtung 
und

 im Fall der industriellen Forschung bei 
Veröffentlichung der Ergebnisse des Vor-
habens.

b) Kosten für eine technischen Durchführbarkeits-
studie im Vorfeld der industriellen Forschung 
oder experimentellen Entwicklung (Art. 32 
AGFVO). Die Beihilfeintensität beträgt:

• bei KMU: 

 max. 75% für Studien im Vorfeld der indus-
triellen Forschung und

 max. 50% für Studien im Vorfeld der expe-
rimentellen Entwicklung;

• bei Großunternehmen:

 max. 65% für Studien im Vorfeld der in-
dustriellen Forschung und

 max. 40% für Studien im Vorfeld der expe-
rimentellen Entwicklung.

c) Kosten für gewerbliche Schutzrechte. Die Ein-
zelheiten ergeben sich aus Art. 33 AGFVO.

d) Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im 
Agrar- und Fischereisektor (Art. 34 AGFVO). 
Diese Vorhaben für Erzeugnisse des Anhangs I 
EG-Vertrag sind förderfähig bei Bestehen eines 
allgemeinen Interesses in dem Wirtschaftssek-
tor und Information der Beteiligten via Internet 
über die Planung und Durchführung des For-
schungsvorhabens sowie der unentgeltliche 
Zugang zu den Forschungsergebnissen. Die 
Beihilfeintensität beträgt max. 100% der beihil-
fefähigen Kosten. Die beihilfefähigen Kosten 
entsprechen denen unter a). Die Beihilfe muss 
der Forschungseinrichtung direkt zur Verfü-
gung gestellt werden. Im Übrigen gelten die Art. 
30, 31 und 32 AGFVO auch für Forschungs- und 
Entwicklungsbeihilfen für Erzeugnisse des An-
hangs I EG-Vertrag.

e) Innovationsberatungsdienste und innovations-
unterstützende Dienstleistungen von KMU (Art. 
36 AGFVO). Die Beihilfe soll diese in die Lage 
versetze, die Dienstleistungen zu Marktpreisen 
bzw. kostendeckenden Preisen zu erhalten. Die 
Förderhöchstgrenze beträgt max. 200.000 € je 
begünstigtes KMU für einen Zeitraum von drei 
Jahren. Sofern der Dienstleistungsgeber nicht 
über eine nationale/Europäische Zertifi zierung 
verfügt, sind beträgt die Beihilfeintensität max. 
75% der Kosten.

f) Ausleihungen hochqualifi zierten Personals ei-
nes Großunternehmens oder einer Forschungs-
einrichtung an ein KMU (Art. 37 AGFVO). Für 
spezifi sche Defi nitionen zu Forschungs- und 
Entwicklungsbeihilfen wird auf Art. 30 AGFVO 
verwiesen.

3.4.2.5 Beihilfen für junge innovative Unternehmen

Die Förderfähigkeit setzt insbesondere voraus, 
dass:

a) es sich um ein kleines Unternehmen handelt, 
das zum Bewilligungszeitpunkt seit weniger als 
sechs Jahren existiert und

b) ein grundsätzliches Kumulierungsverbot mit al-
len anderen AGFVO-Beihilfen besteht (s. Art. 7 
Abs. 5 lit. b AGFVO).

Einzelheiten s. Art. 35 AGFVO. 

3.5 Sonstige KMU-Beihilfen

Für KMU gelten im Agrar- und Fischereibereich:

a) Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 der Kommissi-
on über die Anwendung der Art. 87 und 88 EG-
Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und 
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mittlere in der Erzeugung von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen tätige Unternehmen und 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 
(ABl. EU 2006 Nr. L 358 S. 3 vom 16. Dezember 
2006) (nur Urproduktion),

b) Verordnung (EG) Nr. 736/2008 vom 22. Juli 2008 
der Kommission über die Anwendung der Art. 
87 und 88 EG-Vertrag auf Beihilfen an kleine 
und mittlere in der Erzeugung, Verarbeitung 
und Vermarktung von Fischereierzeugnissen 
tätige Unternehmen (ABl. EU 2008 Nr. L 201 
S. 16 vom 30. Juli 2008).

3.6 Genehmigte bzw. angepasste Programme/Pro-
grammvarianten nach den Regionalleitlinien

3.6.1 Allgemeines

Bürgschaften, die nicht nach Freistellungsverord-
nungen freigestellt sind, können gleichwohl in 
Regionalfördergebieten als sog. Regionalbeihilfen 
zulässig sein. Nach Annahme der Zweckdienlichen 
Maßnahme zu den „Leitlinien für staatliche Beihil-
fen mit regionaler Zielsetzung 2007 – 2013“ (ABl. 
EU 2006 Nr. C 054 S. 13, nachfolgend „Regional-
leitlinien“) ist dafür eine Genehmigung erforder-
lich. Diese Regionalleitlinien regeln staatliche Bei-
hilfen in regionalen Fördergebieten unabhängig 
von der Größe der begünstigten Unternehmen. Sie 
erklären Bürgschaften/ Bürgschaftsregelungen

– zur Finanzierung von Erstinvestitionen,

– zur Finanzierung bestimmter Kosten für neu-
gegründete kleine Unternehmen bis 2 Mio. € 
in Art. 87 Abs. 3 lit. a EG-Vertrag-Gebieten und 
bis 1 Mio. € in Art. 87 Art. 3 lit. c EG-Vertrag-
Gebieten

innerhalb bestimmter Beihilfeintensitäten für ge-
nehmigungsfähig.

Grundsätzlich verboten sind „Betriebsbeihilfen“ 
(dazu zählen auch Ersatzinvestitionen, FN 71). Sie 
sind jedoch in solchen Gebieten genehmigungs-
fähig, die in den Anwendungsbereich des Art. 87 
Abs. 3a) EG-Vertrag fallen (Ziffer 76). Diese Beihil-
fen müssen zeitlich begrenzt und degressiv gestaf-
felt sein; sie „sollten in der Regel nur für bestimmte 
vorab defi nierte förderfähige Ausgaben oder Kosten 
gewährt und auf einen bestimmten Anteil dieser 
Kosten begrenzt werden“ (Ziffer 77). 

Zu beachten ist insbesondere, dass

– der Bürgschaftsantrag vor Beginn der Maßnah-
me gestellt sein muss;

– bei Investitionskreditbürgschaften der von öf-
fentlicher Förderung freie Betrag mindestens 
25 % betragen muss. Dieser Mindestbetrag 
darf keine Beihilfe enthalten. Eine Beihilfe ist 
beispielsweise dann enthalten, wenn ein zins-
günstiges oder ein staatlich verbürgtes Darlehen 
vorliegt, das staatliche Beihilfeelemente enthält. 
Das Eigenobligo der Banken wird auf den bei-
hilfefreien Eigenbeitrag angerechnet (letzteres 
durch Schreiben der Europäischen Kommission 
D/53440 vom 13. August 1998 bestätigt). Nach 
Ansicht der Kommission darf der Eigenbeitrag 
auch keine De-minimis-Förderung enthalten.

– konzerninterne Dienstleistungen im Sinne von 
Abschnitt K (Abteilung 74) der NACE-Klassifi -
kation nicht förderfähig sind;

– die Regionalleitlinien nicht anwendbar sind 
auf die  Urproduktion der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse des Anhang I des EG-Vertrages, 
die Fischerei und den Kohlebergbau. Für die 
Vermarktung und Verarbeitung der genannten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse gelten die Re-
gionalleitlinien nur in dem im Gemeinschafts-
rahmen für staatliche Beihilfen im Agrarsektor 
festgelegten Ausmaß;

– Sonderbestimmungen für die Wirtschaftsberei-
che Verkehr und Schiffbau gelten. In der Stahl-
industrie sowie in der Kunstfaserindustrie ist die 
Gewährung von Regionalbeihilfen verboten.

3.7 Berichte 

a) Für Bürgschaften aufgrund von Beihilferegelun-
gen gelten, soweit für die Regelungen Genehmi-
gungen vorliegen, die Berichtspfl ichten aus den 
jeweiligen Genehmigungen.

b) Soweit Bürgschaften im Rahmen von Beihilfe-
regelungen auf der Basis von Freistellungsver-
ordnungen gewährt werden, gelten die Berichts-
pfl ichten der jeweiligen Freistellungsverordnung 
in Verbindung mit Art. 5 Abs. 1 und Anhang III 
A, Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 794/2004 vom 21. April 2004 (ABl. EU Nr. L 
140 S. 130 vom 30. April 2004).

c) Ferner sind die Berichtspfl ichten aus den Ent-
scheidungen der Kommission zur Berechnungs-
methode vom 25. September 2007, vom 28. No-
vember 2007 und vom 18. Juni 2008 zu beachten 
(vgl. die „Orientierungen und Leit linien zur 
Durchführung der Monitoring-Aufl agen der 
EU-Beihilfewertgenehmigungsschreiben“ vom 
19. November 2008).

d) Für Bürgschaftsregelungen, die gemäß einer 
Entscheidung der Kommission keine Beihilfen 
darstellen, kann die Kommission in der betref-
fenden Entscheidung die Vorlage von Berichten 
anordnen. Zu Einzelheiten s. Abschnitt 6 der 
Bürgschaftsmitteilung 2008.

4. Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen an 
Unternehmen in Schwierigkeiten

4.1 Allgemeines

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen (R & U-
Beihilfen) sind nach Art. 87 Abs. 3c EG-Vertrag 
genehmigungsfähig, wenn die Voraussetzungen 
der Leitlinien für Rettungs- und Umstrukturie-
rungsbeihilfen (fortan LL UiS) vorliegen. Beihil-
fen für Großunternehmen (d. h. alle Unternehmen, 
die keine KMU sind) sind einzeln zu notifi zieren 
(siehe Nr. 4.2). Für Beihilfen zugunsten von KMU 
sind Beihilferegelungen genehmigungsfähig, in 
deren Rahmen Mitgliedstaaten ohne weitere Notifi -
zierung Rettungs- und Umstrukturierungsbei hilfen 
gewähren können (siehe Nr. 4.3). Sofern keine 
Beihilferegelungen für KMU bestehen und in be-
stimmten Fällen (siehe Nr. 4.1.3) müssen allerdings 
auch Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen 
an KMU einzelnotifi ziert werden.
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Keine Beihilfen sind Leistungen der öffentlichen 
Hand aus eingegangenen Bürgschaften bei Um-
schuldungen, die dem Kriterium des privaten 
 Kapitalgebers entsprechen (EuG, Urteil vom 11. Juli 
2002, Rs. T-152/99, Hamsa/Kommission, Slg. 2002, 
11-3049). Dieses Kriterium kann in der Regel als 
erfüllt angesehen werden, wenn parallel zum „An-
tritt“ der öffentlichen Hand aus ihrer Bürgschaft 
die wesentlichen Gläubiger und Gesell schafter 
substanzielle und für die Sanierung voraussicht-
lich ausreichende Beiträge leisten. 10

4.1.1 Defi nition des Unternehmens in Schwierigkei-
ten 11 

Ein Unternehmen ist als in Schwierigkeiten befi nd-
lich anzusehen, wenn es nicht in der Lage ist, mit 
eigenen fi nanziellen Mitteln oder anderen Mit-
teln, die ihm von seinen Eigentümern/Anteils-
eignern oder Gläubigern zur Verfügung gestellt 
werden, Verluste aufzufangen, die das Unterneh-
men kurz- oder mittelfristig so gut wie sicher in 
den wirtschaftlichen Untergang treiben werden, 
wenn die öffentliche Hand nicht eingreift (LL UiS 
2004 Rnr. 9). Konkrete Fälle sind Unternehmen mit 
folgenden sogenannten operationellen Krite rien 
(LL UiS 2004 Rnr. 10):

- Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung im 
Sinne der Insolvenzordnung,

- verlustbedingte Aufzehrung von mehr als der 
Hälfte des buchmäßigen Eigenkapitals bei 
Personengesellschaften bzw. bei Kapitalge-
sellschaften mehr als der Hälfte des Grund-/
Stammkapitals im Sinne der § 92 Aktiengesetz 
und § 49 GmbH-Gesetz und mehr als 25 % des 
buchmäßigen Eigenkapitals bzw. des Grund-/
Stammkapitals innerhalb der letzten zwölf 
 Monate.

Selbst wenn keines der genannten operationellen 
Kriterien erfüllt ist, kann ein Unternehmen als in 
Schwierigkeiten angesehen werden, wenn die hier-
für typischen Symptome auftreten, wie steigende 
Verluste, sinkende Umsätze, u. a. (vgl. LL UiS 2004 
Rnr. 11), sofern es nachweislich nicht in der Lage 
ist, sich aus eigener Kraft oder mit Mitteln seiner 
Eigentümer/Anteilseigner oder Fremdmitteln zu 
sanieren.

Neugegründete Unternehmen – einschließlich sol-
cher, die aus der Abwicklung oder aus der Über-
nahme der Vermögenswerte eines anderen Unter-
nehmens hervorgegangen sind –  kommen nicht 
für Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen 
in Betracht. Ein Unternehmen gilt grundsätzlich 
in den ersten drei Jahren nach Aufnahme seiner 
 Geschäftstätigkeit als neu gegründet. 

4.1.2 Konzernangehörige Unternehmen in Schwierig-
keiten

Für Unternehmen, die einer Unternehmensgrup-
pe angehören, kommen Rettungs- und Umstruk-
turierungsbeihilfen nur dann infrage, wenn es sich 
um spezifi sche Schwierigkeiten des betreffenden 

10 Nachrichtlich: Das deutsche Haushaltsrecht sieht weitere Bedingungen 
vor.

11 Für KMU gilt im Rahmen der AGFVO eine vereinfachte Regelung 
 (Erwägungsgrund 15 und Art. 1 Abs. 7), s.o. Abschnitt 3.4.1.2. lit. f).

Unternehmens handelt, diese nicht auf eine will-
kürliche Kostenverteilung innerhalb der Gruppe 
zurückzuführen sind und außerdem zu gravierend 
sind, um von der Gruppe selbst bewältigt zu wer-
den.

4.1.3 Sektoraler Anwendungsbereich

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen wer-
den grundsätzlich in allen Sektoren nach den 
Leitlinien für Rettungs- und Umstrukturierungs-
beihilfen an Unternehmen in Schwierigkeiten be-
urteilt. Sektorale Regelungen für Unternehmen in 
Schwierigkeiten bleiben unberührt (zurzeit gültig 
für den Luftverkehr, ABl. EG 1994 Nr. C 350 S. 5). 
Im Stahlsektor und in der Kohleindustrie kommen 
Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen nicht 
in Betracht. Wohl aber sind Schließungsbeihilfen 
nach der Mitteilung über Rettungs- und Umstruk-
turierungsbeihilfen und Schließungsbeihilfen für 
die Stahlindustrie möglich (ABl. EG 2002 Nr. C 70 
vom 19. März 2002, Seite 21-22).

Die Leitlinien für Rettungs- und Umstrukturie-
rungsbeihilfen gelten auch für den Agrarsektor 
einschließlich Verarbeitungsbetriebe, soweit im 
Anhang I zum EG-Vertrag aufgeführt, allerdings 
mit Sonderbestimmungen (siehe Nr. 4.4).

4.1.4 Einzelfallnotifi zierungspfl ichten

Einzeln zu notifi zieren sind

– Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen an 
Unternehmen, die nicht die gemeinschaftliche 
KMU-Defi nition (siehe Nr. 3.4.1) erfüllen;

– Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen an 
KMU, sofern keine Beihilferegelungen (siehe 
Nr. 4.3) bestehen;

– Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen an 
KMU in Schwierigkeiten, die aufgrund einer 
bestehenden Beihilferegelung vergeben wer-
den sollen, sind dennoch anmeldungspfl ichtig 
(„Durchstoß“ der genehmigten Beihilferege-
lung), wenn

• das Unternehmen auf Märkten mit langfristi-
gen strukturellen Überkapazitäten tätig ist,

• eine Rettungsbeihilfe für einen längeren Zeit-
raum als sechs Monate gewährt oder nicht 
nach sechs Monaten zurückgezahlt worden 
ist,

• der kumulierte Betrag der Beihilfen bei ge-
meinsamer Betrachtung von Rettungs- und 
Umstrukturierungsphase 10 Mio. € über-
steigt,

• sonstige Bedingungen der Regelung nicht 
eingehalten werden,

• das KMU die Aktiva eines anderen Unter-
nehmens übernommen hat, das selbst bereits 
Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen 
erhalten hat;

– Beihilfen an mittlere bzw. große Unternehmen 
während des Umstrukturierungszeitraums nach 
Gewährung einer Umstrukturierungsbeihilfe 
(vgl. Nr. 4.2.2.1) sind in folgendem Fall einzel-
notifi zierungspfl ichtig:

Die Kommission hatte die Umstrukturierungs-
beihilfe genehmigt und war zum Zeitpunkt ihrer 
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Entscheidung über die Umstrukturierungsbei-
hilfe von der späteren Beihilfe während der Um-
strukturierungsphase nicht unterrichtet. Ausge-
nommen von dieser Einzelnotifi zierungspfl icht 
sind Beihilfen, die unter die De-minimis-Regeln 
oder unter eine Freistellungsverordnung fallen 
(vgl. Rnr. 70 in Verbindung mit Rnr. 69).

Siehe hierzu auch Nr. 4.3.

4.1.5 Grundsatz der „einmaligen Beihilfe“

Hat ein Unternehmen eine Rettungs- und Um-
strukturierungsbeihilfe (einschließlich nicht an-
gemeldeter Beihilfen) erhalten und liegt es weniger 
als zehn Jahre zurück, dass eine Rettungsbeihilfe 
gewährt oder die Umstrukturierungsphase ab-
geschlossen oder die Durchführung eingestellt 
worden ist, genehmigt die Kommission eine wei-
tere Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfe nur 
unter engen Voraussetzungen (LL UiS 2004 Rnr. 
72 ff).

4.2 Voraussetzungen für die Genehmigung von ein-
zeln zu notifi zierenden Rettungs- und Umstruk-
turierungsbeihilfen

4.2.1 Rettungsbeihilfen

– Nur Darlehensbürgschaften/-garantien oder 
Darlehen. In beiden Fällen mindestens Markt-
zinssatz des Darlehens (Referenzzinssatz);

– das verbürgte Darlehen muss spätestens sechs 
Monate nach der ersten Auszahlung an das 
Unternehmen zurückgezahlt werden; die Frist 
verlängert sich bis zu einer Entscheidung der 
Kommission zu einem rechtzeitig eingereichten 
Umstrukturierungsplan. Die Kommission kann 
aber entscheiden, dass eine Verlängerung nicht 
gerechtfertigt ist;

– Die Höhe der Rettungsbeihilfe muss auf einen 
Betrag begrenzt sein, der für die Weiterführung 
des Unternehmens während eines Zeitraums 
von längstens sechs Monaten erforderlich ist 
(zur indikativen Berechnung dieses Betrages 
wird die Formel

Betriebsergebnis vor Zinsaufwand und 
Steuern, wie im Jahresabschluss des 
Vorjahres ausgewiesen + Abschreibun-
gen des Vorjahres + Veränderung des 
Nettoumlaufvermögens in den letzten 
beiden Jahren

dividiert durch 2

angewendet; Beihilfen über diesen Betrag hin-
aus sind eingehend zu begründen). Dringende 
strukturelle Maßnahmen sind nicht (mehr) aus-
geschlossen;

– Rechtfertigung aus akuten sozialen Gründen;

– keine gravierenden Ausstrahlungseffekte in an-
dere Mitgliedstaaten;

– Verpfl ichtung, innerhalb von sechs Monaten 
nach der Genehmigung bzw. – im Falle nicht 
angemeldeter Beihilfen – nach Auszahlung der 
Beihilfe einen Umstrukturierungsplan vorzule-
gen oder die Beihilfe zurückzuzahlen.

Neu ist ein vereinfachtes Verfahren zur Genehmi-
gung von Rettungsbeihilfen an Unternehmen, die 
eines der operationellen Kriterien (vgl. Nr. 4.1.1) 
aufweisen, sofern alle oben genannten Vorausset-
zungen erfüllt sind und sich die Höhe der Beihilfe 
auf den Betrag beschränkt, der sich aus der oben 
genannten Formel ergibt und maximal 10 Mio. € 
beträgt. Über Anträge nach dem vereinfachten 
Verfahren will die Kommission innerhalb eines 
Monats entscheiden.

4.2.2 Umstrukturierungsbeihilfen

4.2.2.1 Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität

– Die Umstrukturierungsbeihilfe muss an Vorlage 
und Durchführung eines tragfähigen Umstruk-
turierungsplans geknüpft sein. Umstrukturie-
rungspläne für Großunternehmen müssen von 
der Kommission genehmigt werden. Umstruk-
turierungspläne für KMU müssen vom Mit-
gliedstaat genehmigt und an die Kommission 
übermittelt werden.

– Voraussetzung eines solchen Umstrukturie-
rungsplans ist die Wiederherstellung der lang-
fristigen Rentabilität des Unternehmens inner-
halb eines angemessenen Zeitraums auf der 
Grundlage realistischer Annahmen hinsichtlich 
seiner künftigen Betriebsbedingungen.

Die Bürgschaftsentscheidung wird auf der Grund-
lage des vorgelegten Umstrukturierungsplanes die 
Dauer der Umstrukturierungsphase bestimmen. 
Die Laufzeit der Bürgschaft bleibt davon unbe-
rührt.

4.2.2.2 Vermeidung übermäßiger Wettbewerbsverfälschun-
gen

Zur Minimierung der Wettbewerbsverzerrungen 
aus Umstrukturierungsbeihilfen sind Ausgleichs-
maßnahmen obligatorisch; lediglich kleine Unter-
nehmen sind ausgenommen, es sei denn, sektor-
spezifi sche Vorschriften sehen etwas anderes vor 
oder das Unternehmen ist auf einem Markt tätig, 
der über lange Zeit unter Überkapazitäten leidet. 
In Betracht kommen die Veräußerung von Vermö-
genswerten, Reduzierungen der Kapazitäten oder 
der Marktpräsenz und die Verminderung von 
Marktzutrittsbeschränkungen auf den betreffenden 
Märkten. Die Ausgleichsmaßnahmen müssen sich 
vor allem auf die Märkte beziehen, auf denen das 
beihilfebegünstigte Unternehmen in Schwierigkei-
ten nach der Umstrukturierung eine bedeutende 
Stellung hat; die Schließung verlustträchtiger Be-
reiche gilt nicht als Ausgleichsmaßnahme.

4.2.2.3 Beschränkung der Beihilfe auf das notwendige 
Maß

– Die Beihilfe muss sich auf das für die Umstruk-
turierung unbedingt notwendige Mindestmaß 
beschränken.

– Der Beihilfeempfänger muss einen bedeuten-
den Beitrag zur Finanzierung der Umstruktu-
rierungskosten erbringen; dies kann beispiels-
weise durch den Verkauf von Vermögenswerten, 
wenn diese für den Fortbestand des Unterneh-
mens nicht unerlässlich sind, oder durch Fremd-
fi nanzierung zu Marktbedingungen erfolgen. 
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Die Kommission will im Regelfall folgende 
 Eigenbeiträge des Begünstigten zur Umstruk-
turierung als ausreichend erachten: mindestens 
25 % im Fall kleiner Unternehmen, mindestens 
40 % für mittlere Unternehmen und mindes-
tens 50 % für große Unternehmen. In außer-
gewöhnlichen Umständen und in Härtefällen, 
die der betreffende Mitgliedstaat nachzuweisen 
hat, kann die Kommission ausnahmsweise ei-
nen geringeren Eigenbeitrag akzeptieren (LL 
UiS 2004 Rnr. 44). Dabei ist das Eigenobligo 
eines verbürgten Bankkredites anrechenfä-
hig, sofern der Bankkredit zu Marktkonditi-
onen gewährt wurde (vgl. Entscheidung der 
Kommission vom 27. November 2002 über die 
staatliche Beihilfe, die Deutschland zuguns-
ten der Ambau Stahl- und Anlagenbau GmbH 
gewährt hat, ABl. EU 2003 Nr. L 103 S. 50) 

4.2.2.4 Änderungen des Umstrukturierungsplans

Änderungen des Umstrukturierungsplans sind 
zulässig. Falls eine Umstrukturierungsbeihilfe 
im Einzelfall von der Kommission genehmigt ist, 
bedürfen das nachträgliche Heraufsetzen des ur-
sprünglichen Beihilfebetrages, das Herabsetzen 
der Gegenleistung oder die Verzögerung bei der 
Umsetzung des Zeitplanes für die Gegenleistung 
der Notifi zierung im Einzelfall. Eine Änderung 
des Umstrukturierungsplans ist während der 
Laufzeit der Umstrukturierungsperiode unter der 
Voraussetzung zulässig, dass auch der geänderte 
Umstrukturierungsplan (der den Voraussetzungen 
oben unter 4.2.2.1 bis 4.2.2.3 genügt) die Wieder-
herstellung der langfristigen Rentabilität inner-
halb einer angemessenen Frist erkennen lässt. 
Eine Änderung des Beihilfebetrags während der 
Umstrukturierungsphase ist bei Einhaltung der 
Voraussetzungen genehmigungsfähig und stellt 
dann grundsätzlich keine wiederholte Umstruk-
turierungsbeihilfe dar. 

Neue Beihilfen während der Umstrukturierungs-
phase an mittlere bzw. große Unternehmen können 
notifi zierungspfl ichtig sein, vgl. oben 4.1.4.

4.2.2.5 Durchführung des Umstrukturierungsplans

Die Überwachung des Umstrukturierungsplans ist 
durch den staatlichen Bürgen sicherzustellen.

4.2.2.6 Jahresberichte

Der Kommission sind regelmäßig ausführliche 
Berichte über die Durchführung des Umstruk-
turierungsplans zu übermitteln. Bei Beihilfen 
an Großunternehmen ist der erste Bericht in der 
Regel sechs Monate nach der Genehmigung vor-
zulegen, danach mindestens jährlich zu einem 
bestimmten Termin. Die Berichte müssen alle 
sachdienlichen Informationen zur Durchführung 
des Umstrukturierungsplans, zum Zeitpunkt der 
Zahlungen an das Unternehmen, zur Finanzlage 
des Unternehmens und zu der Einhaltung der in 
der Entscheidung enthaltenen Aufl agen und Be-
dingungen enthalten (vgl. LL UiS 2004 Rnr. 50).

Bei Beihilfen an KMU reicht die jährliche Über-
mittlung der Gewinn- und Verlustrechnung und 
der Bilanz des Unternehmens aus, sofern nicht in 

der Genehmigungsentscheidung strengere Anfor-
derungen festgelegt wurden.

4.2.2.7 Unterrichtungspfl ichten

Bei der Anmeldung einer Umstrukturierungsbei-
hilfe für ein großes oder mittleres Unternehmen 
müssen alle Beihilfen, die während der Umstruktu-
rierungsphase ausgereicht werden sollen, angege-
ben werden, außer wenn sie unter die De-minimis-
Regelung oder unter eine Freistellungsverordnung 
fallen.

4.2.2.8 Eigenobligo der Banken 

Bei staatlichen Bürgschaften zugunsten von Un-
ternehmen in Schwierigkeiten muss bei der dar-
lehensgewährenden Bank ein Eigenobligo von 
mindestens 10 % verbleiben.

4.3 Regelungen für die Rettungs- und Umstrukturie-
rungsbeihilfen an KMU

Die Kommission genehmigt Regelungen der 
Mitgliedstaaten, unter denen Rettungs- und 
Umstrukturierungsbeihilfen an KMU gewährt 
 werden können, unter den in Titel 4 der Leitlinien 
für  Unternehmen in Schwierigkeiten genannten 
 Bedingungen.

4.3.1 Allgemeines

4.3.1.1 Förderungswürdigkeit

Eine Freistellung von der Einzelnotifi zierungs-
pfl icht kann nur für Unternehmen vorgesehen wer-
den, die eines der operationellen Kriterien (siehe 
Nr. 4.1.1) erfüllen. Beihilfen an Unternehmen, die 
auf einem Markt tätig sind, auf dem seit langem 
Überkapazitäten bestehen, müssen unabhängig 
von der Größe einzeln angemeldet werden.

4.3.1.2 Höchstbetrag

Die für den Einzelfall vorgesehenen Rettungs- 
und Umstrukturierungsbeihilfen, einschließlich 
der Beihilfen aus anderen Quellen oder anderen 
Regelungen, dürfen 10 Mio. € nicht überschreiten. 
Der Höchstbetrag, der demselben Unternehmen 
gewährt werden kann, muss in der Regelung ange-
geben werden. Die Beihilfen, die diesen Höchst-
betrag überschreiten, müssen einzeln angemeldet 
werden.

4.3.2 Beihilferegelungen für Rettungsbeihilfen

Die Regelungen müssen die Einhaltung der für 
 ad-hoc-Rettungsbeihilfen aufgestellten Kriteri-
en vorsehen (Form der Beihilfe, Vorliegen akuter 
 sozialer Gründe, keine gravierenden Ausstrah-
lungswirkungen in andere Mitgliedsstaaten, 
 Begrenzung der Beihilfe auf ein Minimum). 
 Rettungsbeihilfen dürfen nur für einen Zeitraum 
von höchstens sechs Monaten vorgesehen werden. 
Festgelegt werden muss, dass der Mitgliedstaat 
vor Ablauf der Frist entweder einen Umstruktu-
rierungs- oder Liquidationsplan zu billigen oder 
von dem Begünstigten das Darlehen und die der 
Risikoprämie entsprechende Beihilfe zurückzu-
fordern hat. Rettungsbeihilfen, die für den Zeit-
raum von mehr als sechs Monaten gewährt oder 
nicht nach sechs Monaten zurückgezahlt wer-
den, sind der Kommission einzeln anzumelden.
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4.3.3 Beihilferegelungen für Umstrukturierungsbeihil-
fen

In der Regelung muss die Gewährung der Um-
strukturierungsbeihilfe von der vollständigen 
Durchführung eines vom Mitgliedstaat zuvor 
gebilligten Umstrukturierungsplans abhängig 
gemacht werden, der die für Ad-hoc-Beihilfen ge-
nannten Voraussetzungen der Wiederherstellung 
der Rentabilität und Begrenzung der Beihilfen auf 
das notwendige Mindestmaß erfüllt. Gleiches gilt 
für die Anforderungen an Ausgleichsmaßnahmen, 
die von mittleren Unternehmen in jedem Fall, von 
kleineren Unternehmen nur bei entsprechenden 
sektorspezifi schen Regelungen zu verlangen 
sind. Für kleinere Unternehmen muss zusätzlich 
vorgesehen werden, dass sie keine Kapazitätsauf-
stockung vornehmen dürfen. Die Genehmigung 
von Änderungen des Umstrukturierungsplans darf 
nur unter den Voraussetzungen der in den Leitlini-
en für Ad-hoc-Beihilfen vorgesehenen Regelungen 
vorgesehen werden.

4.3.4 Grundsatz der „einmaligen Beihilfe“

Der Grundsatz der einmaligen Beihilfe ist ein-
zuhalten. Beihilfen an ein Unternehmen, das 
Vermögenswerte eines anderen Unternehmens 
übernimmt, das selbst bereits Rettungs- und Um-
strukturierungsbeihilfen erhalten hat, sind einzeln 
anzumelden.

4.3.5 Aufl agen

Die Genehmigung einer Regelung wird mit der 
Aufl age verbunden, einen normalerweise jähr-
lichen Bericht über die Durchführung vorzule-
gen 12

Soweit nach den Bürgschaftsrichtlinien Ret-
tungs- und Umstrukturierungsbeihilfen verge-
ben werden, sind in der jährlichen Berichterstat-

12 Die Angaben sollen den Weisungen der Kommission zu den standar-
disierten Jahresberichten entsprechen und ein Verzeichnis aller be-
günstigten Unternehmen sowie nähere Angaben zu den Unternehmen 
enthalten; vgl. Verordnung (EG) Nr. 794/2004 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 659/1999, Rnr. 86 mit Verweis auf Anhang III.

tung zusätzlich zu den in den standardisierten 
Jahresberichten erforderlichen Informationen 
alle geförderten Unternehmen aufzulisten unter 
Angabe von Firma, sektoralem Code – nach der 
dreistelligen NACE-Systematik der Wirtschafts-
zweige –, Zahl der Beschäftigten, Jahresumsatz 
und Bilanzsumme, Umfang der im Berichtsjahr 
gewährten Beihilfe, gegebenenfalls Bestätigung 
während der beiden Vorjahre gewährter Rettungs- 
oder Umstrukturierungsbeihilfen, Höhe und Art 
der Eigenleistungen, gegebenenfalls Art und Um-
fang der Ausgleichsleistungen und gegebenenfalls 
Gesamtbetrag der bisher gewährten Beihilfen; 
ferner sind Angaben über die Ausfallquote sowie 
die Zahl der Unternehmen, für die ein Insolven-
zverfahren eröffnet worden ist, zu übermitteln.

4.4 Agrarsektor

Für Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen im 
Agrarsektor einschließlich Verarbeitungsbetriebe 
gemäß Anhang I des EG-Vertrages gelten die Son-
derbestimmungen des Titels 5 der Leitlinien für 
Unternehmen in Schwierigkeiten. Dieser Titel gilt 
auch für KMU im Agrarsektor.

5. Schließungsbeihilfen für die Stahlindustrie

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen für die 
Stahlindustrie sind unzulässig. Für Unternehmen 
der Stahlindustrie im Sinne von Anhang B des 
Multisektoralen Beihilferahmens können jedoch 
als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ange-
sehen werden:

– Beihilfen für Entlassungs- oder Vorruhestands-
zahlungen an Arbeitnehmer von Stahlunterneh-
men;

– Beihilfen für Unternehmen, die ihre Produk-
tionstätigkeit endgültig einstellen.
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